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Bestimmungen neu Bestimmungen bisher Kommentar 

1. Bestand und Zweck 1. Bestand und Zweck  

Art. 1 Bestand 
1 Die Politischen Gemeinden Boppelsen, Buchs, Däl-
likon, Dänikon, Dielsdorf, Hüttikon, Neerach, Nieder-
glatt, Niederhasli, Oberglatt, Otelfingen, Regensdorf, 
Rümlang und Steinmaur bilden unter dem Namen 
„Gruppenwasserversorgung Furttal (GWF)“ auf un-
bestimmte Dauer einen Zweckverband nach den 
Bestimmungen des Gemeindegesetzes. 

2 Die GWF hat ihren Sitz in Niederhasli.  

Art. 1 Bestand 

Die Politischen Gemeinden Rümlang, Regensdorf, Nie-
derglatt, Niederhasli, Oberglatt, Dielsdorf, Steinmaur, 
Buchs, Boppelsen, Dällikon, Dänikon, Hüttikon und Otel-
fingen bilden unter dem Namen Gruppenwasserversor-
gung Furttal (GWF) auf unbestimmte Dauer einen Zweck-
verband nach den Bestimmungen des Gemeindegeset-
zes. 

Der Beitritt weiterer Gemeinden zum Zweckverband ist 
möglich. Er erfolgt jeweils zu den vom zuständigen Organ 
der GWF festzusetzenden Bedingungen. 

 

Art. 2 Rechtspersönlichkeit und Sitz 

Der Zweckverband besitzt eine eigene Rechtspersönlich-
keit. Sein Sitz befindet sich am Ort seiner Geschäftsstelle. 

 

Die neuen Statuten sind so formuliert, dass Neerach neu 
dem Zweckverband angehört und seine Anlagen zum An-
schluss (zusammen mit Steinmaur) selbst baut. Die neu 
von Neerach und Steinmaur gebauten Anschlussanlagen 
bleiben im Eigentum dieser Gemeinden. 

Abs. 2: Der Sitz des Verbands ist in den Statuten festzu-
legen. Der Sitz ist u.a. massgebend dafür, wer wahllei-
tende Behörde oder welcher Bezirksrat für die Aufsicht 
über den Zweckverband zuständig ist. Der Zweckverband 
kann, muss aber nicht im Handelsregister eingetragen 
werden (Art. 52 Abs. 2 ZGB). 

Art. 2 Zweck 
1 Die GWF bezweckt die Sicherstellung einer ausrei-
chenden Wasserversorgung der angeschlossenen 
Gemeinden. 
2 Im Rahmen dieses Zweckes gehören zu den Auf-
gaben der GWF insbesondere:  

Art. 3 Zweck 

Die GWF bezweckt die Sicherstellung der Wasserversor-
gung in den angeschlossenen Gemeinden und soll finan-
ziell selbsttragend sein.  

  

 Die GWF verfolgt ihren Zweck insbesondere durch:  

 

Die Zweckumschreibung richtet sich nach den konkreten 
Aufgaben, die die Gemeinden ihrem Verband übertragen. 

Der Verbandszweck muss genügend bestimmt sein. Es 
gibt keine Zweckverbände mit offenem Verbandszweck. 
Die Stimmberechtigten der Verbandsgemeinden entschei-
den an der Urne, wie der Zweckartikel in den Statuten zu 
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1.  die Übernahme bestehender oder die Er-
richtung neuer Wasserversorgungsanlagen, 
die der Versorgung der angeschlossenen 
Gemeinden dienen, soweit diese Anlagen 
im Interesse der GWF erforderlich sind;  

2.  der Unterhalt und der Betrieb solcher Anla-
gen;  

3.  der Abschluss, die Änderung oder die Auf-
lösung von Wasserlieferungs- bzw. Wasser-
bezugsverträgen mit Dritten. 

3 Die GWF kann für Verbandsgemeinden oder Dritte 
den Betrieb und Unterhalt von deren Leitungen ge-
gen kostendeckendes Entgelt übernehmen.  

- die Übernahme bestehender oder die Errichtung 
neuer Wasserversorgungsanlagen, die der Förde-
rung, Speicherung und Zuleitung von Wasser in die 
Gemeinden dienen sowie der Steuerungs- und Mess-
einrichtungen, soweit diese im Interesse der GWF er-
forderlich sind;  

- die Besorgung von zwei unabhängigen Einspeisun-
gen der GWF oder von Dritten, von denen aus jede 
Gemeinde mit Wasser versorgt werden kann;  

- den Unterhalt und Betrieb der Wasserversorgungsan-
lagen;  

- den Abschluss von Wasserlieferungs- und Wasserbe-
zugsverträgen mit Dritten. 

Art. 39  Wasserbeschaffung  

Die GWF beschafft das nötige Wasser über die Grundwas-
serfassung der GWF in Adlikon und durch Zukauf von 
Fremdwasser der Gruppenwasserversorgung Vororte und 
Glatttal. Diese Beschaffungsmöglichkeiten sind im An-
hang (Zusammenstellung heutige Optionszuteilungen) er-
sichtlich, welcher einen integrierenden Bestandteil dieser 
Statuten bildet.  

fassen ist bzw. welche Aufgaben die Gemeinden gemein-
sam im Zweckverband erfüllen.  

Soll der Verbandszweck geändert oder um einen weite-
ren Zweck ergänzt werden, bedingt dies eine Statutenän-
derung. 

Abs. 3: Es ist vorgesehen, dass die Wehntaler Gemeinden 
Ihre Leitung ab AGS Erlen auf eigne Kosten erstellen (Vor-
finanziert durch Neerach und Steinmauer). Es ist vorgese-
hen, dass die GWF diese Leitungen und das Reservoir 
Laubrig später unterhält und betreibt.  

Art. 39 bisher ist nicht mehr nötig. Die Gruppenwasserver-
sorgung Furttal könnte ihr Wasser auch aus anderen Quel-
len beschaffen. Wie in den anderen Gruppenwasserver-
sorgungen genügt es, klarzustellen, dass die Gruppen-
wasserversorgung Furttal zum Abschluss von Wasserbe-
zugsverträgen zuständig ist.  

Art. 3 Beitritt weiterer Gemeinden 
1Der Beitritt weiterer Gemeinden zur GWF ist mög-
lich und erfordert eine Statutenrevision. 

 Der spätere Beitritt einer Gemeinde wirkt sich in den Sta-
tuten jedenfalls auf die Bestimmung aus, die die Zusam-
mensetzung der Verbandsmitglieder regelt (vgl. Art. 1 
Musterstatuten). In der Regel sind weitere Statutenanpas-
sungen nötig, z.B. betreffend die Zusammensetzung der 
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2Diese Gemeinden haben auf den Zeitpunkt des Bei-
tritts zur GWF auch dem Zweckverband GVG beizu-
treten. 

Delegiertenversammlung (vgl. Art. 16 Musterstatuten). Der 
Beitritt einer weiteren Gemeinde erfolgt über eine Statu-
tenrevision (Teilrevision); über die Statutenrevision wird 
in der neu beizutretenden Gemeinde und in den bisherigen 
Verbandsgemeinden je in Urnenabstimmungen be-
schlossen. Grundsätzlich ist ein einstimmiger Entscheid 
erforderlich, weil die Statutenrevision grundlegende Ände-
rungen umfasst; der Beitritt einer weiteren Gemeinde wirkt 
sich auf die Mitwirkungsrechte der bisherigen Verbands-
gemeinden und ihrer Stimmberechtigten aus (vgl. § 77 
Abs. 2 lit. d GG)  

2. Organisation 2. Organisation  

2.1 Allgemeine Bestimmungen 2.1 Allgemeine Bestimmungen  

Art. 4 Organe 

Die Organe der GWF sind: 

1. die Stimmberechtigten des Verbandsgebiets; 

2. die Verbandsgemeinden; 

3. die Delegiertenversammlung; 

4. die Bau- und Betriebskommission (BBK); 

5. die Rechnungsprüfungskommission (RPK).  

Art. 4 Organe 

Die Organe des Zweckverbandes sind:  

1. die Stimmberechtigten des Verbandsgebietes;  

2. die Verbandsgemeinden;  

3. die Delegiertenversammlung;  

4. die Bau- und Betriebskommission (BBK); 

5. die Rechnungsprüfungskommission (RPK). 

 

Ziff. 1: Die Zweckverbände sind gemäss Art. 93 Abs. 1 KV 
demokratisch zu organisieren. Entsprechend gibt es im 
Zweckverband das Initiativrecht und das Referendums-
recht. Initiativ- und Referendumsrecht stehen den Stimm-
berechtigten des gesamten Verbandsgebiets zu (Art. 93 
Abs. 2 KV).  

Ziff. 4: Die Bezeichnung «Bau- und Betriebskommission» 
für den Verbandsvorstand bleibt gleich. 
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Ziff. 5: Die Rechnungsprüfungskommission (RPK) ist zwin-
gend ein Organ des Zweckverbands (vgl. § 73 Abs. 2 lit. d 
GG). 

 

 

Art. 5 Amtsdauer 

Für die Mitglieder der Delegiertenversammlung, der 
Bau- und Betriebskommission sowie der Rech-
nungsprüfungskommission beträgt die Amtsdauer 
vier Jahre. Sie fällt mit derjenigen der Gemeindebe-
hörden zusammen. 

Art. 5 Amtsdauer 

Für die Mitglieder der Delegiertenversammlung, der Bau- 
und Betriebskommission und der Rechnungsprüfungs-
kommission beträgt die Amtsdauer vier Jahre. Sie fällt mit 
derjenigen der Gemeindebehörden zusammen. 

 

 

Art. 6 Zeichnungsberechtigung 
1 Rechtsverbindliche Unterschrift für die GWF führen 
der Präsident bzw. die Präsidentin der GWF und der 
Aktuar bzw. die Aktuarin gemeinsam. 
2 Die Bau- und Betriebskommission kann die Zeich-
nungsberechtigung im Interesse eines ordentlichen 
Betriebsablaufs für sachlich begrenzte Bereiche im 
Betrag limitieren oder anders ordnen. 

Art. 6 Zeichnungsberechtigung 

Rechtsverbindliche Unterschrift für den Zweckverband 
führen der Präsident / die Präsidentin und der Aktuar / die 
Aktuarin gemeinsam.  

Die Bau- und Betriebskommission kann die Zeichnungs-
berechtigung im Interesse eines ordentlichen Betriebsab-
laufes für sachlich begrenzte Bereiche im Betrag limitieren 
oder anders ordnen. 

 

Abs. 1: Die Vertretungsbefugnis für den Zweckverband 
gegen aussen muss geregelt sein. Die Stellvertretung ist 
bei der Konstituierung des Verbandsvorstands zu regeln. 
Das Präsidium für DV und BBK ist identisch. Die GWF hat 
deshalb ein eigentliches Gesamtverbandspräsidium. 

Abs. 2: Der Verbandsvorstand kann die Zeichnungsbe-
rechtigung in sachlich und betragsmässig begrenztem 
Umfang z.B. an die Geschäftsleitung, an einen Geschäfts-
führer oder allenfalls sogar an andere Angestellte delegie-
ren (vgl. Art. 28 Abs. 1 Ziff. 6 Musterstatuten). 
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Art. 7 Publikation und Information 
1 Die GWF nimmt die amtliche Publikation ihrer Er-
lasse und allgemein verbindlichen Beschlüsse mit 
elektronischen Mitteln auf ihrer Homepage sowie in 
den allenfalls nach übergeordnetem Recht vorge-
schriebenen Publikationsorganen vor. 
2 Die GWF sorgt für eine dauerhafte elektronische 
Zugänglichkeit ihrer Erlasse.  
3 Die GWF orientiert die Bevölkerung im Sinne des 
kantonalen Gesetzes über die Information und den 
Datenschutz periodisch über wesentliche Ver-
bandsangelegenheiten. 

Art. 7  Bekanntmachung  

Die vom Verband ausgehenden Bekanntmachungen sind, 
sofern keine weiteren Publikationen gesetzlich vorge-
schrieben sind, in den amtlichen Publikationsorganen der 
Verbandsgemeinden zu veröffentlichen.  

Die Bevölkerung ist im Sinne des Gemeindegesetzes pe-
riodisch über wesentliche Verbandsangelegenheiten zu 
orientieren. 

Die Bau- und Betriebskommission orientiert die Verbands-
gemeinden regelmässig über die Geschäftstätigkeit. 

 

Abs. 1: Hat der Zweckverband eigene Rechtsetzungser-
lasse beschlossen, muss er diese veröffentlichen. Es kann 
sich z.B. um Erlasse des Vorstands oder der Delegierten-
versammlung handeln, die aussenstehenden Personen 
Rechte einräumen und Pflichten auferlegen (z.B. ein Ge-
bührenerlass oder ein Gebührentarif). Oder es können Er-
lasse sein, die Organisation und Zuständigkeit der Ver-
bandsorgane regeln (z.B. Organisationserlass der Dele-
giertenversammlung; Delegationserlass des Vorstands, 
mit dem er einen Teil seiner Befugnisse an die Geschäfts-
leitung delegiert). Weiter sind allgemein verbindliche Be-
schlüsse (z.B. Ausgabenbewilligungsbeschlüsse) und 
Wahlbeschlüsse (z.B. Wahl der Mitglieder des Verbands-
vorstands durch die Delegiertenversammlung) zu veröf-
fentlichen (vgl. § 7 Abs. 1 i.v.m. § 73 Abs. 4 GG).  

Die amtliche Publikation schafft Transparenz und er-
möglicht die Anfechtung von Beschlüssen oder Erlassen. 
Mit der amtlichen Publikation beginnen die Rechtsmittel-
fristen zu laufen. Die amtliche Publikation der GWF soll 
neu über die Internetseite des Zweckverbands erfolgen; 
die GWF macht so die Internetseite zu ihrem eigenen amt-
lichen Publikationsorgan. Sie muss einen Wochentag be-
stimmen, an dem die Publikationen erfolgen, weil den 
Stimmberechtigten nicht zuzumuten ist, jeden Tag die In-
ternetseite zu konsultieren (vgl. § 1 Abs. 3 VGG).  
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Abs. 2: Der Zweckverband muss seine Erlasse (z.B. ein 
Organisationserlass der Delegiertenversammlung) elekt-
ronisch aufschalten, damit sie jederzeit für jedermann zur 
Einsicht zugänglich sind.  

Abs. 3: Die Information der Öffentlichkeit richtet sich 
nach §§ 14 f. des kantonalen Gesetzes über die Informa-
tion und den Datenschutz (IDG; LS 170.4). 

2.2  Die Stimmberechtigten des Ver-
bandsgebiets 

2.2  Die Stimmberechtigten des Zweckverban-
des 

 

2.2.1  Allgemeines 2.2.1  Allgemeines  

Art. 8 Stimmrecht 

Die in kommunalen Angelegenheiten stimmberech-
tigten Einwohnerinnen und Einwohner aller Ver-
bandsgemeinden sind die Stimmberechtigten des 
Verbandsgebiets. 

Art. 8  Stimmrecht  

Die in kommunalen Angelegenheiten stimmberechtigten 
Einwohner/innen aller Verbandsgemeinden sind die 
Stimmberechtigten des Zweckverbandes. 

 

Gemäss Art. 93 Abs. 2 KV stehen das Initiativrecht und 
das Referendumsrecht den Stimmberechtigten im gesam-
ten Verbandsgebiet zu. Abstimmungen über Initiativbe-
gehren – im Zweckverband gibt es nur die Volksinitiative 
(vgl. Art. 11 Musterstatuten; § 146 Abs. 3 GPR) – und über 
Beschlüsse der Delegiertenversammlung (obligatori-
sches und fakultatives Referendum; vgl. § 159 GPR) er-
folgen auf Verbandsebene. Das gesamte Verbandsgebiet 
ist der Abstimmungsperimeter. Die Stimmberechtigten al-
ler Verbandsgemeinden bilden zusammen das Stimmvolk. 
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Art. 9 Verfahren 
1 Die Stimmberechtigten stimmen an der Urne. Das 
Verfahren richtet sich nach der kantonalen Gesetz-
gebung. Die Delegiertenversammlung verabschie-
det die Vorlage zuhanden der Urnenabstimmung. 
Wahlleitende Behörde ist der Gemeindevorstand der 
Sitzgemeinde. 
2 Eine Vorlage ist angenommen, wenn sie die Mehr-
heit der Stimmen auf sich vereinigt und ihr die Mehr-
heit der Verbandsgemeinden zustimmt. 

Art. 9  Verfahren  

Die Stimmberechtigten stimmen an der Urne. Das Verfah-
ren richtet sich nach der kantonalen Gesetzgebung. Die 
Urnenabstimmungen werden durch die Bau- und Betriebs-
kommission angesetzt. Wahlleitende Behörde ist die Ge-
meindevorsteherschaft der Sitzgemeinde. Für die Auswer-
tung der Stimmzettel sind die Wahlbüros in den Verbands-
gemeinden zuständig. 

Eine Vorlage ist angenommen, wenn ihr die Mehrheit der 
Stimmberechtigten im Verbandsgebiet und die Mehrheit 
der einzelnen Gemeinden zustimmen. 

 

Abs. 1: Der Gemeindevorstand der Sitzgemeinde eines 
Zweckverbands ist wahlleitende Behörde (vgl. § 12 Abs. 
1 lit. c GPR). Die wahlleitende Behörde ist für die korrekte 
Durchführung der Abstimmung verantwortlich. Für die 
Auswertung der Stimmzettel sind die Wahlbüros in den 
Verbandsgemeinden zuständig.  

Abs. 2: Erforderlich ist das relative Mehr der Stimmen. 
Eine Abstimmungsvorlage ist angenommen, wenn die 
Zahl der Ja-Stimmen die Zahl der Nein-Stimmen über-
steigt (vgl. § 76 Abs. 1 GPR). Die Statuten können auch 
vorsehen, dass kumulativ eine Mehrheit der Verbandsge-
meinden zustimmen muss (Gemeindemehr). Gründe 
hierfür können sein: Bei einem Zweckverband mit zahlrei-
chen Verbandsgemeinden soll verhindert werden, dass 
die grosse Standortgemeinde von den vielen kleinen übri-
gen Gemeinden regelmässig überstimmt wird. Oder um-
gekehrt ist es unerwünscht, dass eine grosse Verbands-
gemeinde alle übrigen Gemeinden überstimmen kann.  

Art. 10 Zuständigkeit 

Den Stimmberechtigten des Verbandsgebiets ste-
hen zu: 

1. die Einreichung von Volksinitiativen; 

2. die Ergreifung des fakultativen Referen-
dums; 

Art. 10 Zuständigkeit  

Den Stimmberechtigten des Zweckverbandes stehen zu:  

1. die Einreichung von Initiativen;  

2. die Ergreifung des fakultativen Referendums;  

 

Die Bestimmungen von GG und GPR zu Parlamentsge-
meinden gelten sinngemäss, soweit sie mit den Besonder-
heiten des Zweckverbands vereinbar sind (vgl. § 73 Abs. 
4 GG). 
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3. die Abstimmung über rechtmässige Refe-
rendums- und Initiativbegehren, unter Vor-
behalt der Zuständigkeit der Verbandsge-
meinden für die Änderung der Statuten und 
die Auflösung der GWF; 

4. die Bewilligung von neuen einmaligen Aus-
gaben für einen bestimmten Zweck von 
mehr als Fr. 3'000’000 und von neuen wie-
derkehrenden Ausgaben für einen bestimm-
ten Zweck von mehr als Fr. 300'000. 

3. die Abstimmung über rechtmässige Referendums- 
und Initiativbegehren, unter Vorbehalt der Zuständig-
keit der Verbandsgemeinden für die Änderung der 
Statuten und die Auflösung des Zweckverbandes;  

4. die Abstimmung über:  

4.1 einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 3'000'000.00;  

4.2 jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als Fr. 
200'000.00. 

Ziff. 1: Im Zweckverband können nur Volksinitiativen ein-
gereicht werden (§ 146 Abs. 3 GPR); es gibt keine Einzel-
initiative.  

Ziff. 2: Im Zweckverband gibt es das Volksreferendum 
und das Delegiertenreferendum. 

Ziff. 3: Der Vorbehalt bringt zum Ausdruck, dass die Be-
schlussfassung über Statutenänderungen oder eine Ver-
bandsauflösung in den Gemeinden stattfindet.  

Ziff. 4: Für die Bewilligung neuer Ausgaben sind ab ei-
ner bestimmten Höhe zwingend die Stimmberechtigen des 
Verbandsgebiets zuständig. Die Stimmberechtigten bewil-
ligen mit dem Verpflichtungskredit die neuen Ausgaben. 
Die Betragsgrenze ist so anzusetzen, dass die demokra-
tischen Mitwirkungsrechte der Stimmberechtigten des 
Zweckverbandsgebiets nicht ausgehöhlt werden. 

Reicht der Verpflichtungskredit nicht aus und stellen die 
zusätzlich anfallenden Ausgaben neue Ausgaben dar, 
müssen sie mit einem Zusatzkredit bewilligt werden. Für 
den Zusatzkredit gelten die gleichen Zuständigkeitslimi-
ten wie für den Verpflichtungskredit (vgl. § 109 Abs. 1 GG), 
d.h. die unter Ziff. 4. eingesetzten Beträge (Fr. X). Zu den 
neuen Ausgaben gehören auch Einnahmenverzichte.  
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2.2.2  Volksinitiative 2.2.2 Initiative  

Art. 11 Volksinitiative 
1 Eine Volksinitiative kann über Gegenstände einge-
reicht werden, die dem obligatorischen oder fakulta-
tiven Referendum unterstehen. 
2 Mit einer Volksinitiative kann ausserdem die Ände-
rung der Statuten und die Auflösung der GWF ver-
langt werden.  
3 Die Volksinitiative ist zu Stande gekommen, wenn 
sie von mindestens 1'000 Stimmberechtigten unter-
stützt wird. 

Art. 11  Gegenstand und Verfahren  

Eine Initiative kann über Gegenstände eingereicht werden, 
die gemäss diesen Statuten dem obligatorischen (Art. 10, 
Ziffer 4.) oder fakultativen (Art. 14) Referendum unterste-
hen.  

Mit einer Initiative kann ausserdem die Änderung der Sta-
tuten und die Auflösung des Zweckverbandes verlangt 
werden.  

Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten §§ 120 - 138 
des Gesetzes über die Politischen Rechte sinngemäss. 

Art. 12  Zustandekommen  

Die Initiative ist zustande gekommen, wenn sie von min-
destens 1'000 Stimmberechtigten unterstützt wird und 
spätestens sechs Monate nach der letzten Veröffentli-
chung der Initiative in den amtlichen Publikationsorganen 
der Gemeinden eingereicht wird. 

 

Art. 13  Einreichung  

Die Initiative ist dem Verbandspräsidenten / der Verbands-
präsidentin schriftlich einzureichen. Die Bau- und Betriebs-

 

Für Zweckverbände mit Delegiertenversammlung gelten 
die §§ 127–138 d GPR (vgl. § 73 VPR). An die Stelle des 
Regierungsrates oder der Direktion tritt der Verbandsvor-
stand, an die Stelle des Kantonsrates die Delegiertenver-
sammlung.  

Abs. 1: In Zweckverbänden können nur Volksinitiativen 
eingereicht werden (vgl. § 146 Abs. 3 GPR). Die Volksini-
tiative bezieht sich auf Gegenstände, die dem obligatori-
schen Referendum oder dem fakultativen Referendum un-
terstehen (vgl. § 147 Abs.3 GPR, § 159 Abs. 1 GPR). Nicht 
initiativfähig sind Angelegenheiten, die in die abschlies-
sende Zuständigkeit der Delegiertenversammlung oder 
des Verbandsvorstands fallen. 

Abs. 2: Das Initiativrecht richtet sich darüber hinaus auf 
Vorschläge zur Änderung der Statuten oder zur Auflösung 
des Zweckverbands. Da mit einer Statutenänderung oder 
mit der Auflösung des Zweckverbands in die Rechte der 
Verbandsgemeinden eingegriffen wird, findet die Abstim-
mung in den einzelnen Verbandsgemeinden statt. Das 
Beschlussverfahren richtet sich nach Art. 14 Abs. 1 und 2 
der Musterstatuten. Der Vorbehalt in Art. 10 Ziff. 3 der 
Musterstatuten verweist darauf. 
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kommission prüft, ob sie zustande gekommen und ihr In-
halt rechtmässig ist. Sie überweist sie der Delegiertenver-
sammlung mit Bericht und Antrag. 

 

Abs. 3: Die für eine Volksinitiative erforderliche Unter-
schriftenzahl darf 5 % der Stimmberechtigten des Zweck-
verbands nicht übersteigen und zudem nicht grösser sein 
als 2000 (vgl. § 146 Abs. 3 und 4 GPR).  

Die 6 Monate Frist (Art. 12 bisher) zur Einreichung gelten 
gemäss Art. 27 KV. Die Prüfung durch den Verbandsvor-
stand (Art. 13 bisher) ergibt sich aus § 69 lit. a und d sowie 
§ 70 VPR. Dies muss in den Statuten nicht wiederholt wer-
den. Die Anzahl Unterschriften, welche für das Zustande-
kommen notwendig sind, muss dagegen definiert werden, 
weshalb eine Bestimmung dazu in die Statuten aufgenom-
men wird.  

2.2.3  Fakultatives Referendum 2.2.3 Fakultatives Referendum  

Art. 12 Beschlüsse der Delegiertenver-
sammlung 

Einer Abstimmung an der Urne unterliegen ferner 
Beschlüsse der Delegiertenversammlung, 

1. wenn 500 Stimmberechtigte innert 60 Ta-
gen nach der amtlichen Veröffentlichung 
des Beschlusses der Delegiertenversamm-
lung bei der BBK das schriftliche Begehren 
um Anordnung einer Urnenabstimmung ein-
reichen (Volksreferendum); 

2. wenn ein Drittel der Mitglieder der Delegier-
tenversammlung innert 14 Tagen nach der 

Art. 14  Beschlüsse der Delegiertenversammlung  

Einer Abstimmung an der Urne unterliegen Beschlüsse 
der Delegiertenversammlung,  

1. wenn die Mehrheit der bei der Fassung des Beschlus-
ses anwesenden Mitglieder der Delegiertenversamm-
lung die Urnenabstimmung in der gleichen Sitzung 
beschliesst;  

2. wenn binnen 30 Tagen von der Bekanntmachung des 
Beschlusses an 500 Stimmberechtigte bei der Bau- 
und Betriebskommission das schriftliche Begehren 
um Anordnung einer Urnenabstimmung einreichen;  

 

Sämtliche Beschlüsse der Delegiertenversammlung unter-
liegen dem fakultativen Referendum. Art. 13 entspricht § 
159 Abs. 2 GPR. 60 Tage sind zwingende vorgegeben.  

Ziff. 1: Die für das fakultative Volksreferendum erforderli-
che Unterschriftenzahl darf 3 % der Stimmberechtigten 
des Zweckverbands und 1000 nicht übersteigen (vgl. §§ 
159 Abs. 2 lit. a und 159 Abs. 3 GPR).  

Ziff. 2: Vgl. § 159 Abs. 2 lit. b GPR.  

Das Dringlichkeitsrecht wird abschliessend kantonal gere-
gelt (§§ 158 i.V.m. 141 GPR und Art. 37 KV). Die entspre-
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Beschlussfassung ein solches Begehren 
stellt (Delegiertenreferendum). 

3. wenn innert der nämlichen Frist ein Drittel der Mitglie-
der der Delegiertenversammlung ein solches Begeh-
ren stellt.  

Eine Urnenabstimmung kann nicht verlangt werden, wenn 
der Beschluss der Delegiertenversammlung von mindes-
tens 4/5 der anwesenden Delegierten als dringlich erklärt 
wird und die Bau- und Betriebskommission ihr Einver-
ständnis erklärt.  

Der Bau- und Betriebskommission steht das Recht zu, ihre 
von der Delegiertenversammlung geänderten Anträge ne-
ben den Beschlüssen der Delegiertenversammlung der 
Urnenabstimmung zu unterbreiten. 

chenden Beschlüsse werden von der Delegiertenvers-
sammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwe-
senden Delegierten sofort in Kraft gesetzt. Es wird danach 
innerhalb eines halben Jahres aber darüber abgestimmt, 
wenn das Referendum ergriffen wird. 

Abs. 5 der bisherigen Bestimmungen wird neu unter den 
Befugnissen des Verbandsvorstands aufgeführt. Im vorlie-
genden Artikel geht es ausschliesslich um die Beschlüsse 
der Delegiertenversammlung. 

Art. 13 Ausschluss des Referendums 

Folgende Geschäfte der Delegiertenversammlung 
können der Urnenabstimmung nicht unterstellt wer-
den: 

1. Die Festsetzung des Budgets; 

2. die Genehmigung der Jahresrechnung; 

3. die Genehmigung von Abrechnungen über 
neue Ausgaben; 

4. Anträge an die Verbandsgemeinden;  

5. die Wahlen; 

6. ablehnende Beschlüsse, ausgenommen 
abgelehnte Volksinitiativen; 

Art. 15  Ausschluss des Referendums  

Folgende Geschäfte der Delegiertenversammlung können 
der Urnenabstimmung nicht unterstellt werden:  

1. die Wahlen;  

2. die Abnahme der Jahresrechnungen und der Ge-
schäftsberichte;  

3. die Festsetzung des Voranschlages;  

4. die Genehmigung gebundener Ausgaben;  

5. ablehnende Beschlüsse;  

 

Es gelten die gleichen Gründe für den Ausschluss des Re-
ferendums wie in Parlamentsgemeinden (vgl. § 10 Abs. 2 
GG). 

Ziff. 2: Der Geschäftsbericht ist nur zu genehmigen, wenn 
der Zweckverband eine RGPK einführt; er wird nur noch 
zur Kenntnis genommen. Die GWF führt keine RGPK ein; 
die DV nimmt den Geschäftsbericht zur Kenntnis und da-
gegen ist sowieso kein Referendum gegeben. 

Ziff. 3: Vgl. Art. 20 Ziff. 14. 
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7. Verfahrensentscheide bei der Behandlung 
von Initiativen und von Vorstössen der De-
legierten. 

6. der Beschluss, eine Vorlage ausarbeiten zu lassen, 
die einer Initiative in der Form der allgemeinen Anre-
gung entspricht.  

 

2.3 Die Verbandsgemeinden 2.3 Die Verbandsgemeinden  

Art. 14 Aufgaben und Kompetenzen der 
einzelnen Verbandsgemeinden 

1 Die Stimmberechtigten der einzelnen Verbandsge-
meinden beschliessen je an der Urne über: 

1. die Änderung dieser Statuten; 

2. die Kündigung der Mitgliedschaft bei der 
GWF; 

3. die Auflösung der GWF. 
2 Bei Urnenabstimmungen in den Verbandsgemein-
den über die Auflösung der GWF sowie über grund-
legende Änderungen der Statuten übt das Gemein-
deparlament oder in Versammlungsgemeinden der 
Gemeindevorstand ein eigenes Antragsrecht neben 
dem Antragsrecht der Delegiertenversammlung aus. 

Art. 16  Aufgaben und Kompetenzen der Verbands-
gemeinden  

Die nach den jeweiligen Gemeindeordnungen zuständi-
gen Organe der einzelnen Verbandsgemeinden sind zu-
ständig für:  

1. die Wahl der kommunalen Vertretung und deren Er-
satz in die Delegiertenversammlung;  

2. die Kündigung der Mitgliedschaft beim Verband;  

3. die Änderung dieser Statuten; 

4. die Auflösung des Zweckverbandes.  

Änderungen der Statuten, welche die Stellung der Ge-
meinden grundsätzlich und unmittelbar betreffen sowie die 
Auflösung des Zweckverbandes bedürfen der Zustim-
mung aller Verbandsgemeinden. Jede andere Änderung 
der Statuten bedarf der Zustimmung der Mehrheit der Ver-
bandsgemeinden. 

 

Analog zur Gemeindeordnung müssen die Statuten die 
Kompetenzen der einzelnen Organe festlegen. Den ein-
zelnen Verbandsgemeinden kommt zwingend Organstel-
lung zu (vgl. § 73 Abs. 2 lit. b GG).  

Abs. 1 Ziff. 2: Da der Beitritt zum Zweckverband in der Ver-
bandsgemeinde von den Stimmberechtigten an der Urne 
beschlossen wird, gilt dies auch für den Austritt.  

Abs. 1 Ziff. 3: Weil die Gründung des Zweckverbands in 
den Verbandsgemeinden von den Stimmberechtigten an 
der Urne beschlossen wird, gilt dies auch für die Ver-
bandsauflösung.  

Abs. 2: Die Auflösung des Zweckverbands oder auch 
eine Rechtsformumwandlung, die die Verbandsauflö-
sung mitumfasst, sind Geschäfte von grösster Tragweite. 
Aus diesem Grund haben die Verbandsgemeinden zwin-
gend ein unselbständiges Antragsrecht. Es besteht 
auch bei Statutenänderungen, die grundlegend im 
Sinne von § 77 Abs. 2 GG sind. Die Verbandsgemeinden 
sind verpflichtet, zuhanden ihrer Stimmberechtigten einen 
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unselbständigen Antrag (im Sinne einer Abstimmungs-
empfehlung) samt einer Stellungnahme abzugeben. In 
Versammlungsgemeinden kommt diese Pflicht dem Ge-
meindevorstand (Gemeinderat) zu, in Parlamentsgemein-
den dem Parlament.  

Art. 15 Beschlussfassung 
1 Ein Antrag an die Verbandsgemeinden ist ange-
nommen, wenn die Mehrheit der Verbandsgemein-
den ihm zugestimmt hat. Solche Mehrheitsbe-
schlüsse sind auch für die nicht zustimmenden Ver-
bandsgemeinden verbindlich.  
2 Grundlegende Änderungen der Statuten bedürfen 
der Zustimmung aller Verbandsgemeinden. Grund-
legend sind Änderungen, die folgende Gegenstände 
regeln: 

1. wesentliche Aufgaben der GWF; 

2. die Grundzüge der Finanzierung;  

3. Austritt und Auflösung; 

4. die Mitwirkungsmöglichkeiten der Stimmbe-
rechtigten und der Verbandsgemeinden. 

  

Die Regelungen in Art. 15 sind zwingend entsprechen § 
77 GG.  

Abs. 1: Das Mehrheitsprinzip (einfaches Mehr) gilt immer 
dann, wenn weder das übergeordnete Recht (vgl. § 77 
GG) noch die Statuten Einstimmigkeit oder einen qualifi-
zierten Mehrheitsbeschluss (z.B. Mehrheit von 2/3 oder 
3/4 der Gemeinden) verlangen. 

Abs. 2: Für Statutenänderungen, die nicht unter Art. 15 
Abs. 2 Ziff. 1–4 fallen, gilt das Mehrheitsprinzip. Die Statu-
ten können für solche Änderungen aber Einstimmigkeit 
oder ein Quorum verlangen (z.B. 2/3 oder 3/4).  

Abs. 2 Ziff. 3: Die Änderung der Statutenbestimmungen 
über die Modalitäten der Verbandsauflösung würde die 
Zustimmung aller Gemeinden erfordern. Mit Zustimmung 
aller Verbandsgemeinden kann aber in die Statuten die 
Regelung aufgenommen werden, dass die Auflösung 
durch einen (einfachen) Mehrheitsentscheid erfolgt. Mög-
lich wäre auch, dass die Statuten für die Auflösung einen 
qualifizierten Mehrheitsbeschluss (z.B. Mehrheit von 2/3 
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oder 3/4 der Gemeinden) verlangen (vgl. Kommentar zu 
Art. 50 Abs. 1 Musterstatuten). 

2.4 Delegiertenversammlung 2.4 Die Delegiertenversammlung  

Art. 16 Zusammensetzung 
1 Die Delegiertenversammlung besteht aus 14 Mit-
gliedern, wobei jede Gemeinde eine Vertreterin bzw. 
einen Vertreter entsendet.  
2 Die Gemeindevorstände bestimmen die Delegier-
ten und deren Stellvertretung. 

 

Art. 17  Zusammensetzung  

Die Delegiertenversammlung besteht aus 19 Abgeordne-
ten der Gemeinden, welche nicht Mitglied der Bau- und 
Betriebskommission sein dürfen und dem/der Vorsitzen-
den der Delegiertenversammlung, also total 20.  

Jede Verbandsgemeinde hat Anspruch auf einen Abge-
ordnetensitz.  

Die verbleibenden 6 Mandate sind jeweils zu Beginn einer 
Amtsperiode auf die sechs höchstoptierenden Gemeinden 
(Grund- und Fremdwasser zusammen) zu verteilen. 

 

Abs. 1: Jede Gemeinde muss mindestens einen Delegier-
ten oder eine Delegierte in die Delegiertenversammlung 
entsenden. Nicht jede Gemeinde muss gleich stark in der 
Delegiertenversammlung vertreten sein. Mit Neerach hat 
der Zweckverband 14 Zweckverbandsgemeinden. Neu 
sollen die grösseren Gemeinden nicht mehr Delegierte 
entsenden dürfen. Der Grund dafür ist, dass jede Ge-
meinde den Zweckverband im selben Verhältnis nutzt und 
finanziert (die kleineren Gemeinden weniger, die grösse-
ren mehr). Die Gemeinden sollen entsprechend grundsät-
lich dieselben Mitspracherechte haben. Der/die Vorsit-
zende der DV muss Mitglied der DV sein. Dasselbe gilt für 
dessen Stellvertretung.  

Abs. 2: Es ist sinnvoll, dass die Gemeindevorstände nicht 
nur die ordentlichen Delegierten, sondern auch deren 
Stellvertretung (Ersatzpersonen) bestimmen, damit die 
Gemeinde bei Ausfall eines Delegierten vertreten ist. Der 
Gemeindevorstand kann seinen oder seine Delegierten 
frei nach dem Kriterium der Fachkompetenz bestimmen. 
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Art. 17 Konstituierung 

Die Delegiertenversammlung konstituiert sich unter 
dem Vorsitz der bisherigen Präsidentin bzw. des bis-
herigen Präsidenten. Sie wählt: 

1. die Präsidentin bzw. den Präsidenten, wobei 
diese Funktion gleichzeitig in der Bau- und 
Betriebskommission ausgeübt wird; 

2. die Vizepräsidentin bzw. den Vizepräsiden-
ten, wobei diese Funktion gleichzeitig in der 
Bau- und Betriebskommission ausgeübt 
wird; 

3.  die Stimmenzählerinnen bzw. Stimmen-
zähler. 

Art. 18  Konstituierung  

Die Delegiertenversammlung konstituiert sich unter dem 
Vorsitz des Präsidenten / der Präsidentin der Bau- und Be-
triebskommission.  

Sie wählt:  

1. das Präsidium, wobei diese Funktion gleichzeitig in 
der Bau- und Betriebskommission ausgeübt wird;  

2. das Vizepräsidium, wobei diese Funktion gleichzeitig 
in der Bau- und Betriebskommission ausgeübt wird;  

3. die übrigen Mitglieder der Bau- und Betriebskommis-
sion;  

4. die Abordnung in die Bau- und Betriebskommission 
der Gruppenwasserversorgung Vororte und Glatttal;  

5. die Mitglieder der Rechnungsprüfungskommission;  

6. die Stimmenzähler.  

Über die Ergebnisse jeder Delegiertenversammlung sowie 
über das Wesentliche der abgegebenen Voten wird ein 
Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden / von der Vorsit-
zenden und vom Aktuar / von der Aktuarin zu unterzeich-
nen und allen Mitgliedern der Delegiertenversammlung zu-
zustellen ist. Es ist überdies spätestens innert 10 Tagen 
nach der Versammlung am Sitz der GWF aufzulegen und 
gilt als genehmigt, wenn hiergegen binnen 30 Tagen nach 
der Versammlung kein schriftlicher Rekurs erhoben wird. 

 

Der bisherige Präsident der Delegiertenversammlung lei-
tet die konstituierende Sitzung der Delegiertenversamm-
lung, konkret die Wahl des (neuen) Präsidenten, des Vize-
präsidenten sowie der Stimmenzähler. Sind (neuer) Präsi-
dent, Vizepräsident und Stimmenzähler gewählt, ist die 
Konstituierung der Delegiertenversammlung erfolgt. 
Fortan übernimmt der (neue) Präsident die Leitung der 
Wahlen und Abstimmungen in der Delegiertenversamm-
lung. Da Präsidium und Vizepräsidium in Delegiertenver-
sammlung und Verbandsvorstand personell übereinstim-
men, findet unter der Leitung des (neuen) Präsidenten nur 
noch die Wahl der übrigen Mitglieder des Verbandsvor-
stands statt. Diese Wahl ist bei den Kompetenzen der De-
legiertenversammlung aufgelistet.  

Die übrigen Mitglieder des Verbandsvorstands dürfen 
nicht der Delegiertenversammlung angehören. Die Umset-
zung der von Art. 93 Abs. 1 KV verlangten demokratischen 
Organisation der Zweckverbände bedingt die personelle 
Trennung von Delegiertenversammlung und Vorstand 
(vgl. auch Art. 19 Ziff. 6 Musterstatuten zur Wahl des Ver-
bandsvorstands). 

Bei der GWF bestand schon gemäss den bisherigen Sta-
tuten Personalunion zwischen dem Präsidium von DV und 
BBK. Diese Formulierung wurde übernommen. 
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Die Wahl der RPK und der Abordnungen in die BBK der 
GVG gehört nicht in den Konstituierungsartikel, sie wird in 
Art. 19 bei den Kompetenzen der DV aufgeführt.  

Art. 18 Offenlegung der Interessenbin-
dungen 

1 Die Mitglieder der Delegiertenversammlung legen 
ihre Interessenbindungen offen. Insbesondere ge-
ben sie Auskunft über: 

1. ihre beruflichen Tätigkeiten, 

2. ihre Mitgliedschaften in Organen und Be-
hörden der Gemeinden, des Kantons und 
des Bundes, 

3. ihre Organstellungen in und wesentlichen 
Beteiligungen an Organisationen des priva-
ten Rechts. 

2 Die Interessenbindungen werden veröffentlicht.  

  

Abs. 1: Die Pflicht zur Offenlegung der Interessenbindun-
gen der Mitglieder der Delegiertenversammlung (vgl. § 29 
Abs. 2 GG; für Verbandsvorstand und RPK bzw. RGPK 
vgl. § 42 Abs. 2 GG sowie Art. 27 und Art. 33 Musterstatu-
ten) dient der Transparenz, vereinfacht die Durchsetzung 
der Ausstandsregeln und stärkt die Legitimation der Be-
schlüsse. Die Zweckverbände haben die Offenlegung der 
Interessenbindungen in den Grundzügen einem Erlass zu 
regeln, der vom Legislativorgan (vorliegend mindestens 
der Delegiertenversammlung) verabschiedet wird. Es wird 
jedoch empfohlen, die Grundzüge der Regelung in den 
Statuten abzubilden 

Die Musterstatuten sehen in Ziff. 1 - 3 bestimmte Tätigkei-
ten vor, über die die Mitglieder des Verbandsvorstands 
Auskunft geben sollen. Es ist aber jedem Zweckverband 
überlassen, diese Punkte auf seine Bedürfnisse bzw. Ver-
hältnisse anzupassen.  

Ziff. 1: Anzugeben sind haupt- sowie nebenberufliche 
Tätigkeiten unabhängig davon, ob es sich um eine selb-
ständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit handelt.  

Ziff. 2: Erfasst sind auch Mitgliedschaften in Organen und 
Behörden von interkommunalen Organisationen, insbe-
sondere Zweckverbänden und gemeinsamen Anstalten 
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(vgl. §§ 73, 74 GG). Offenzulegen ist z.B. der Einsitz in 
Kommissionen, Parlamenten, Delegiertenversammlun-
gen, Aufsichtsgremien oder auch im Bezirksrat.  

Ziff. 3: Organisationen des privaten Rechts sind insbeson-
dere Vereine, Stiftungen sowie Aktiengesellschaften und 
Genossenschaften (etc.). Nicht entscheidend ist, ob die 
Organisation öffentliche Aufgaben erfüllt (vgl. § 75 GG) 
oder nicht. Auch die Organstellung in gemeinnützigen Ver-
einen wie Musik- oder Turnvereinen ist offenzulegen. Or-
ganstellung hat eine Person dann, wenn sie Einfluss auf 
die Entscheidfindung der Organisation nehmen kann. Ne-
ben formellen Organen (z.B. Verwaltungsrat) gibt es auch 
faktische Organe (z.B. Geschäftsführer). 

Abs. 2: Damit die Offenlegung der Interessenbindung ihr 
Ziel erreichen kann, sind die Angaben so zu veröffentli-
chen, dass sie problemlos und ohne grossen Aufwand 
eingesehen werden können. Zu empfehlen ist die Veröf-
fentlichung auf der Homepage (wie dies auch Kanton und 
Bund handhaben).  

Ein Erlass des Verbandsvorstands (Behördenerlass) kann 
die weiteren Details regeln, z.B. wo und in welchem Tur-
nus die Angaben zu aktualisieren oder zu veröffentlichen 
sind oder ab welcher Höhe eine Beteiligung an einer Or-
ganisation des privaten Rechts als wesentlich gilt.  
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Art. 19 Kompetenzen 

Die Delegiertenversammlung ist insbesondere zu-
ständig für: 

1. die Oberaufsicht über die GWF; 

2. die Festlegung der strategischen Ausrich-
tung; 

3. die Beratung von und Antragstellung zu al-
len Vorlagen, über welche die Stimmbe-
rechtigten oder die Verbandsgemeinden 
beschliessen;  

4. Erlasse von grundlegender Bedeutung, 
wie das Reglement über die Wasserbe-
schaffung, die Wasserzuteilung, die Fest-
setzung und Veränderung der Options-
mengen und die Überbezüge der Optio-
nen;  

5. ihren Organisationserlass; 

6. die Wahl der Mitglieder der BBK, die nicht 
der Delegiertenversammlung angehören 
dürfen, mit Ausnahme von Präsidium und 
Vizepräsidium; 

7. die Wahl der Präsidentin bzw. des Präsi-
denten und der übrigen Mitglieder der 
Rechnungsprüfungskommission; 

8. den Vorschlag von zwei Vertretern zur 
Wahl in die Bau- und Betriebskommission 

Art. 19  Kompetenzen  

Der Delegiertenversammlung stehen im Weiteren fol-
gende Befugnisse zu:  

1. die Oberaufsicht über den Zweckverband;  

2. die Beratung und Antragstellung zu allen Vorlagen, 
die der Behandlung durch die Stimmberechtigten oder 
durch die Verbandsgemeinden unterliegen;  

3. die Beschlussfassung über Anträge der Bau- und Be-
triebskommission zu Initiativen;  

4. die Festsetzung des Voranschlages und die Bewilli-
gung der Nachtragskredite;  

5. die Beschlussfassung über neue einmalige Ausgaben 
für einen bestimmten Zweck bis Fr. 3'000'000.00 und 
über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben für ei-
nen bestimmten Zweck bis Fr. 200'000.00, soweit 
nicht die Bau- und Betriebskommission zuständig ist;  

6. die Abnahme der Verbandsrechnung;  

7. die Abnahme des Geschäftsberichtes der Bau- und 
Betriebskommission;  

8. die Festlegung der Entschädigungen der Verbandsor-
gane;  

 

Ziff. 4: Die DV erlässt die grundlegenden Bestimmungen, 
die BBK setzt basierend darauf u.a. die Optionsmengen 
fest. Das Reglement über die Wasserbeschaffung etc. löst 
die Art. 39 bis 42 der bisherigen Statuten ab. Diese Details 
müssen nicht in den Statuten geregelt werden. Ihre Ände-
rungen müssten sonst immer an der Urne beschlossen 
werden.  

Ziffer 5: Der Organisationserlass (Geschäftsordnung) ent-
hält Bestimmungen über die Delegiertenversammlung und 
ihre Funktionsweise (z.B. Darlegung der Abläufe, Verfah-
rensordnung, Einzelheiten zu Sitzungen, Darlegung der 
Aufgaben). Er soll einen ordnungsgemässen Ablauf der 
Delegiertenversammlung gewährleisten. 

Ziff. 13: Der Geschäftsbericht muss nur dann von der De-
legiertenversammlung genehmigt werden, wenn der 
Zweckverband eine Rechnungs- und Geschäftsprüfungs-
kommission hat. Hat der Verband nur eine Rechnungsprü-
fungskommission, muss der Vorstand den Geschäftsbe-
richt der Delegiertenversammlung nur zur Kenntnisnahme 
unterbreiten. Denn es gehört nicht zu den Aufgaben einer 
RPK, den Geschäftsbericht zu prüfen; dies würde nur eine 
RGPK machen. 

Ziff. 14: Die Delegiertenversammlung bewilligt mit einem 
Verpflichtungskredit die neuen Ausgaben. Die Ausga-
benbewilligungskompetenzen der Delegiertenver-
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der Gruppenwasserversorgung Vororte 
und Glattal;  

9. die Beschlussfassung über Anträge der 
BBK zu Initiativen;  

10. die Festsetzung des Budgets;  

11. die Genehmigung der Jahresrechnung;  

12. die Kenntnisnahme vom Finanz- und Auf-
gabenplan; 

13. die Kenntnisnahme vom Geschäftsbericht;  

14. die Bewilligung von neuen einmaligen Aus-
gaben für einen bestimmten Zweck bis 
Fr. 3'000’000 und von neuen wiederkeh-
renden Ausgaben bis Fr. 300'000 für ei-
nen bestimmten Zweck, soweit nicht die 
Bau- und Betriebskommission zuständig 
ist;  

15. die Genehmigung der Abrechnungen über 
alle neuen Ausgaben, die sie selbst bewil-
ligt hat oder die die Stimmberechtigten des 
Verbandsgebiets bewilligt haben;  

16. die Festlegung der Entschädigung der 
Verbandsorgane; 

17. die Bestimmung von Verbandssekretariat, 
Betriebsleitung und Rechnungsführung, 
sowie die grundlegende Festlegung der 

9. die Beschlussfassung über andere Geschäfte, die die 
Bau- und Betriebskommission aus besonderen Grün-
den der Delegiertenversammlung unterbreitet;  

10. der Erlass von Reglementen von grundlegender Be-
deutung;  

11. der Abschluss und die Änderung von Wasserbezugs- 
und Wasserlieferungsverträgen;  

12. die Beschlussfassung über die gruppeninternen Was-
serzuteilungspläne;  

13. die Beschlussfassung über die Aufnahme weiterer 
Gemeinden, unter Vorbehalt der Zustimmung derjeni-
gen Gemeinden, welche  

- den Wassertransit gewähren müssen;  

- für die allfällige Abtretung von Wasserbe-
zugsrechten in Frage kommen. 

 

Art. 40  Wasserzuteilung  

Die Optionsmengen der einzelnen Verbandsgemeinden 
sind im Anhang nach dem heutigen Stand zusammenge-
fasst. Der Entscheid, wie viel Grund- und Fremdwasser 
dem einzelnen Partner geliefert wird, hängt vom techni-
schen Konzept, der Hygiene, den betrieblichen Gegeben-
heiten und von der Erfordernis ab, dass die Anlagen mög-
lichst wirtschaftlich betrieben werden sollen. 

sammlung müssen nahtlos an die entsprechenden Befug-
nisse des Verbandsvorstands anschliessen. Diese Befug-
nisse der Delegiertenversammlung sind in den Statuten 
ausdrücklich zu regeln. Die Ausgabenbewilligungsbe-
schlüsse der Delegiertenversammlung unterliegen grund-
sätzlich dem fakultativen Referendum. Eine abschlies-
sende Finanzkompetenz der Delegiertenversammlung – 
mittels Ausschlusses des fakultativen Referendums (vgl. 
Art. 13 Ziff. 9 Musterstatuten) – ist möglich; eine solche 
Befugnis besteht nur, sofern sie in den Statuten entspre-
chend aufgeführt ist (vgl. Kommentar zu Art. 13 Ziff. 9 Mus-
terstatuten). 

Reicht der Verpflichtungskredit nicht aus und stellen die 
zusätzlich anfallenden Ausgaben neue Ausgaben dar, 
müssen sie mit einem Zusatzkredit bewilligt werden. Für 
den Zusatzkredit gelten die gleichen Zuständigkeitslimi-
ten wie für den Verpflichtungskredit (vgl. § 109 Abs. 1 GG), 
d.h. die unter Ziff. 13. eingesetzten Beträge (Fr. X).  

Ziff. 16: Die Delegiertenversammlung legt in einem Regle-
ment sowohl die Entschädigung ihrer eigenen Mitglieder 
als auch die Entschädigung des Vorstands fest.  

Ziff. 18: Gemäss Auskunft des Gemeindeamts (Herr Wetli) 
vom März 2019 soll es möglich sein, dass Aufgaben an 
Dritte (keine Angestellte) übertragen werden, wenn die 
Statuten dies vorsehen und die Delegiertenversammlung 
zur Übertragung zuständig ist. Die Betriebskommission 
kann sodann die Details der Übertragung regeln. 
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Aufgaben, welche konkret und gegen kos-
tendeckendes Entgelt an diese Dritten 
übertragen werden. 

 

Art. 41  Optionsveränderungen  

Stehen dem Zweckverband GWF weitere Fremdwasser-
mengen zur Verfügung, können die Gemeinden die Erhö-
hung ihrer Bezugsrechte anmelden. Die Anmeldung hat je-
weils spätestens per 30. Juni des laufenden Jahres auf 
den 1. Januar des folgenden Geschäftsjahres zu erfolgen. 
Ein einmal gewähltes Bezugsrecht kann nicht mehr rück-
gängig gemacht werden, es sei denn ein anderer Partner 
übernehme entsprechende Anteile.  

 Bezugsrechtsveränderungen unterliegen der Genehmi-
gung durch die Delegiertenversammlung jeweils im Rah-
men des Voranschlages.  

Bevor der Zweckverband GWF eine Erhöhung seiner 
Fremdwasseroptionen in Betracht zieht, soll versucht wer-
den, Optionsverschiebungen innerhalb der GWF vorzu-
nehmen, sofern noch entsprechende Überkapazitäten vor-
handen sind.  

 

Art. 42  Überbezüge von Optionen  

Überzieht eine Gemeinde ihr Bezugsrecht um mehr als die 
Toleranzgrenze von 10 m³ pro Tag, kommt im laufenden 
Geschäftsjahr die nächste 50 m³-Stufe zur Verrechnung. 
Erfolgt der Überbezug während drei Jahren oder länger, 
wird die Bezugsrechtserhöhung definitiv auf Grund des 
maximalen Tagesbezuges neu festgelegt.  

Nicht mehr zulässig ist es nach dem neuen GG, dass die 
DV über die Aufnahme weiterer Gemeinden beschliesst, 
dieser Entscheid muss an der Urne gefällt werden. Und die 
BBK darf der DV nicht mehr freiwillig Gegenstände unter-
breiten (Widerspricht dem Prinzip der Gewaltenteilung). 
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Die Verrechnung des Überbezuges kann unterbleiben, 
wenn die Gemeinde diesen umgehend meldet, z.B. Lei-
tungsbruch, Reservoirreinigung, Brandbekämpfung.  

Keinen Erlass der Überbezugs-Verrechnung rechtfertigt 
ein erhöhter Wasserbezug wegen Trockenheit, Netzver-
lusten, Wasserabgaben an die Landwirtschafts- und Ge-
werbebetriebe etc.  

Auf rechtzeitige Anmeldung hin sind vorübergehende Be-
zugsrechtserhöhungen möglich, wenn gemeindeeigene 
Wasserbezugsstellen temporär ausfallen und dem Zweck-
verband die entsprechenden Wassermengen zur Verfü-
gung stehen. In diesem Fall gelangt die maximale Tages-
bezugsmenge, aufgerundet auf die nächste 50 m³-Stufe, 
zur Verrechnung.  

Führen Überbezüge von Partnern zu einem Überbezug 
der GWF gegenüber ihren Wasserlieferanten, sind die sich 
daraus ergebenden Konsequenzen von den verursachen-
den Verbandsgemeinden zu übernehmen.  

 

Art. 46  Rechnungsstellung  

Die Wasserpreise werden jeweils im Rahmen des Voran-
schlages provisorisch für das kommende Geschäftsjahr 
festgesetzt. Die Rechnungsstellung an die Verbandsge-
meinden erfolgt dreimonatlich pro rata mit einer Zahlungs-
frist von 30 Tagen.  
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Die definitive Abrechnung erfolgt am Ende des Geschäfts-
jahres unter Vorlage detaillierter Rechnungsauszüge der 
GWF. Nachzahlungen und Rückerstattungen auf Grund 
der definitiven Abrechnung sind innert eines Monats ab 
Rechnungsstellung zu leisten. Massgebend bei der defini-
tiven Berechnung des Leistungspreises sind dannzumal 
geltende Optionen. 

Art. 20 Vorsitz und Aktuariat 
1 Die Präsidentin bzw. der Präsident oder die Vize-
präsidentin bzw. der Vizepräsident der GWF leitet 
die Delegiertenversammlung. 
2 Die Aktuarin bzw. der Aktuar führt das Verbands-
sekretariat der GWF. 

Art. 20  Vorsitz und Aktuar  

Der Präsident / die Präsidentin oder der Vizepräsident / die 
Vizepräsidentin des Verbandes leitet die Delegiertenver-
sammlung.  

 Der Aktuar / die Aktuarin führt das Aktuariat des Verban-
des. 

 

 

Art. 21 Einberufung 
1 Die Bau- und Betriebskommission beruft die Dele-
giertenversammlung bei Bedarf, in der Regel jedoch 
mindestens zweimal pro Jahr ein.  
2 Drei Delegierte können unter Bezeichnung der Be-
ratungsgegenstände und mit Begründung die Einbe-
rufung der Delegiertenversammlung verlangen.  
3 Die Delegiertenversammlungen sind, dringliche 
Fälle vorbehalten, mindestens 20 Tage vorher unter 
Bezeichnung der Beratungsgegenstände samt zu-
gehöriger Begründungen den Delegierten anzuzei-
gen und öffentlich bekannt zu machen. 

Art. 21  Einberufung  

Die Delegiertenversammlung tritt bei Bedarf oder auf Ver-
langen von mindestens drei Delegierten auf Einladung des 
Präsidenten / der Präsidentin zusammen, in der Regel 
zweimal pro Jahr.  

Die Versammlungen sind, dringliche Fälle vorbehalten, 
mindestens 20 Tage vorher unter Bezeichnung der Bera-
tungsgegenstände den Delegierten anzuzeigen und öf-
fentlich bekannt zu machen. 

 

Abs. 1: Die Delegiertenversammlung tritt mindestens zwei-
mal pro Jahr zusammen, weil sie das Budget festsetzen, 
die Jahresrechnung genehmigen und den Geschäftsbe-
richt zur Kenntnis nehmen muss.  

Abs. 2: Das Einberufungsrecht der Delegierten ist zwin-
gend und bestand schon bisher. Eine in den Statuten fest-
zusetzende, deutlich unter der Hälfte liegende Anzahl von 
Delegierten können beim Verbandspräsidenten verlan-
gen, dass eine Delegiertenversammlung einberufen wird. 
Diese Delegierten müssen angeben, was Gegenstand der 
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einzuberufenden Delegiertenversammlung sein soll. Zu-
dem müssen sie kurz begründen, weshalb die Delegier-
tenversammlung über dieses Reglement beraten soll.  

An der Delegiertenversammlung nimmt der Verbandsvor-
stand zum traktandierten Gegenstand Stellung. Die Dele-
giertenversammlung beschliesst nach einer Diskussion, 
ob das Traktandum als erledigt abgeschrieben wird oder 
ob dem Vorstand ein Auftrag erteilt wird. Der Verbandsvor-
stand kann entweder beauftragt werden, zu prüfen, ob das 
Entschädigungsreglement geändert werden soll, und dazu 
der Delegiertenversammlung Bericht zu erstatten. Oder 
dem Vorstand kann der Auftrag erteilt werden, eine Revi-
sionsvorlage auszuarbeiten und diese der Delegiertenver-
sammlung zum Beschluss vorzulegen. Die Delegierten-
versammlung bestimmt, innert welcher Frist der Verbands-
vorstand ihr den Bericht über seine Prüfung oder die Vor-
lage vorzulegen hat. 

Art. 22 Beschlussfähigkeit und Stimmab-
gabe 

1 Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, 
wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist.  
2 Die Delegiertenversammlung beschliesst auf An-
trag der Bau- und Betriebskommission. Die Delegier-
ten können zu den Anträgen der Bau- und Betriebs-
kommission Änderungsanträge stellen.  
3 Die Mitglieder der Bau- und Betriebskommission, 
die nicht der Delegiertenversammlung angehören, 

Art. 22  Beschlussfähigkeit und Stimmabgabe  

Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn die 
Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist.  

Wo nichts anderes bestimmt ist, fassen sie ihre Be-
schlüsse mit einfachem Mehr; bei Stimmengleichheit gilt 
der Stichentscheid des Versammlungsleiters / der Ver-
sammlungsleiterin.  

Die Delegiertenversammlung beschliesst auf Antrag der 
Bau- und Betriebskommission oder eines Delegierten / ei-
ner Delegierten. Über Anträge von Delegierten kann nur 

 

Abs. 1: Vgl. § 39 Abs. 1 GG; § 8 Abs. 1 KRG (LS 171.1).  

Abs. 2: Das Antragsrecht der Delegierten ist unselbständig 
und beschränkt auf die im Antrag des Verbandsvorstands 
enthaltene Thematik. Das bisher vorgesehene selbstän-
dige Antragsrecht der Delegierten besteht nicht mehr (§ 33 
GG).  

Stattdessen können die Delegierten über das Einberu-
fungsrecht von sich aus aktiv werden und ein Geschäft in 



Statuten def. / Federas / kas / 15. März 2021                          

 27 

Bestimmungen neu Bestimmungen bisher Kommentar 

nehmen an der Sitzung der Delegiertenversamm-
lung mit beratender Stimme teil und haben ein An-
tragsrecht. 

Beschluss gefasst werden, wenn eine Stellungnahme der 
Bau- und Betriebskommission vorliegt.  

Die Mitglieder der Bau- und Betriebskommission, welche 
nicht der Delegiertenversammlung angehören, nehmen an 
der Sitzung der Delegiertenversammlung mit beratender 
Stimme teil. 

Die Wahlen und Abstimmungen erfolgen in der Regel of-
fen. Auf Verlangen von einem Viertel der anwesenden De-
legierten muss geheim abgestimmt werden. Für Wahlen 
gilt das absolute Mehr. 

die Delegiertenversammlung bringen. Und sie haben ein 
Anfragerecht.  

Abs. 3: Vgl. § 36 Abs. 3 GG. 

Art. 23 Wahlen und Abstimmungen  
1 In der Delegiertenversammlung erfolgen Wahlen 
und Abstimmungen in der Regel offen. Auf Verlan-
gen von 1/4 der anwesenden Delegierten muss ge-
heim abgestimmt werden. 
2 Bei Wahlen gilt im ersten und zweiten Wahlgang 
das absolute Mehr, beim dritten Wahlgang das rela-
tive Mehr der Stimmen.  
3 Bei Abstimmungen gilt das einfache Mehr der Stim-
men. Die Präsidentin bzw. der Präsident stimmt nicht 
mit. Bei Stimmengleichheit trifft sie bzw. er den 
Stichentscheid. 

  

Abs. 1: Vgl. § 31 Abs. 3 lit. a i.V.m. § 25 Abs. 1 GG. 

Abs. 2: Vgl. § 31 Abs. 3 lit. b GG.  

Abs. 3: Vgl. § 31 Abs. 3 lit. a i.V.m. § 24 Abs. 2 und 3 GG. 
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Art. 24 Öffentlichkeit der Verhandlungen  

Die Verhandlungen der Delegiertenversammlung 
sind öffentlich. 

Art. 23  Öffentlichkeit der Verhandlungen  

Die Verhandlungen der Delegiertenversammlung sind öf-
fentlich. 

 

In Analogie zu § 28 GG ist das eine zwingende Vorgabe, 
die Ausfluss von Art. 93 Abs. 2 KV ist. 

Art. 25 Anfragerecht der Delegierten 
1 Jede und jeder Delegierte kann Anfragen zu Ange-
legenheiten der GWF einreichen und deren Beant-
wortung in der Delegiertenversammlung verlangen.  
2 Die Anfrage ist spätestens 10 Tage vor der Dele-
giertenversammlung bei der Bau- und Betriebskom-
mission schriftlich einzureichen und wird von dieser 
spätestens einen Tag vor der Delegiertenversamm-
lung schriftlich beantwortet.  
3 In der Delegiertenversammlung werden die An-
frage und die Antwort bekannt gegeben. Die bzw. 
der anfragende Delegierte kann zur Antwort Stellung 
nehmen.  
4 Die Delegiertenversammlung kann beschliessen, 
dass eine Diskussion stattfindet.  

  

Diese Bestimmung ist zwingend, da jede und jeder Dele-
gierte ein Anfragerecht zu Angelegenheiten des Zweck-
verbands haben muss. Hingegen müssen die Delegierten 
im Zweckverband nicht die gleichen Vorstossrechte wie 
die Parlamentsmitglieder in den Parlamentsgemeinden 
haben (vgl. § 34 i.V.m. § 73 Abs. 4 GG): Die Delegierten-
versammlung entspricht nicht einem Parlament; die Dele-
gierten sind nicht von den Stimmberechtigten gewählte 
Volksvertreter, sondern vertreten die Verbandsgemein-
den. Demzufolge verfügen die Delegierten anders als die 
Parlamentsmitglieder einer Parlamentsgemeinde nicht 
notwendigerweise über die parlamentarischen Instru-
mente, wie z.B. die Motion oder das Postulat.  

2.5 Die Bau- und Betriebskommission 2.5 Die Bau- und Betriebskommission  

Art. 26 Zusammensetzung 
1 Die Bau- und Betriebskommission besteht aus fünf 
Mitgliedern aus verschiedenen Verbandsgemein-

Art. 24  Zusammensetzung  

Die Bau- und Betriebskommission besteht aus 5 Mitglie-
dern, wovon eines gleichzeitig der Bau- und Betriebskom-

 

Die Mindestanzahl an Mitgliedern sind drei Personen, dar-
über hinaus kann die Mitgliederzahl frei bestimmt werden.  
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den, wovon eines gleichzeitig der Bau- und Betriebs-
kommission der Gruppenwasserversorgung Vororte 
und Glatttal (GVG) angehören muss. 
2 Die Bau- und Betriebskommission konstituiert sich 
mit Ausnahme des Präsidiums und des Vizepräsidi-
ums selbst. 

mission der Gruppenwasserversorgung Vororte und Glatt-
tal angehören muss. Pro Verbandsgemeinde darf nur ein 
Mitglied Einsitz in die Bau- und Betriebskommission neh-
men.  

Die Bau- und Betriebskommission konstituiert sich mit 
Ausnahme des Präsidiums und des Vizepräsidiums selbst.  

Als Betriebsleiter / Betriebsleiterin, Aktuar / Aktuarin und 
Rechnungsführer / Rechnungsführerin können auch Per-
sonen gewählt werden, die nicht Mitglied der Kommission 
sind. Sie haben in der Kommission nur beratende Stimme. 

Für grössere Zweckverbänden ist zu empfehlen, dass der 
Vorstand aus fünf Mitgliedern besteht.  

Abs. 3 bisher braucht es nicht mehr. In Art. 31, Einberu-
fung und Teilnahme, wird der Einsitz von Dritten mit bera-
tender Stimme geregelt.  

Art. 27 Offenlegung der Interessenbin-
dungen  

Die Mitglieder der Bau- und Betriebskommission le-
gen ihre Interessenbindungen offen. Die Bestim-
mungen für die Mitglieder der Delegiertenversamm-
lung gelten entsprechend. 

 vgl. Ausführungen zu Offenlegung der Interessenbindung 
der DV Mitglieder. 

 

Art. 28 Allgemeine Befugnisse 
1 Der Bau- und Betriebskommission stehen unüber-
tragbar zu: 

1. die politische Planung, Führung und Auf-
sicht; 

2. die Verantwortung für den Verbandshaus-
halt; 

Art. 25  Aufgaben und Kompetenzen  

Die Bau- und Betriebskommission ist das ausführende Or-
gan des Zweckverbandes. Sie vertritt den Verband nach 
aussen und ist zuständig für alle Geschäfte, sofern sie 
nicht einem anderen Organ übertragen sind.  

Ihr stehen insbesondere zu:  

1. die Beratung und Antragstellung der Geschäfte an die 
Delegiertenversammlung;  

 

Die allgemeinen Verwaltungsbefugnisse des Verbands-
vorstands werden unterteilt in einerseits unübertragbare 
Befugnisse, die er zwingend selbst wahrnehmen muss 
(Abs. 1), und in die übrigen übertragbaren Befugnisse, 
die er in einem bestimmten Ausmass delegieren kann 
(Abs. 2). Der Vorstand kann Aufgaben oder Kompetenzen 
an einzelne seiner Mitglieder, an seine Ausschüsse oder 
an Angestellte delegieren. Der notwendige Delegationser-
lass hat zu regeln, welche der übertragbaren Befugnisse 
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3. die Beratung von und Antragsstellung zu 
Geschäften in der Zuständigkeit der Dele-
giertenversammlung; 

4. Erlasse, die nicht in die Zuständigkeit der 
Delegiertenversammlung fallen;  

5. der Abschluss von Leistungsverträgen zur 
Regelung der Details der Aufgabenerfül-
lung und der Kompetenzen des Verbands-
sekretariats, der Betriebsleitung und der 
Rechnungsführung, sowie der kostende-
ckenden Entschädigung für diese Aufga-
benerfüllung;  

6. Abschluss von Betriebs- und Unterhaltsver-
trägen für Wasserversorgungsanlagen Drit-
ter; 

7. die Vertretung der GWF nach aussen und 
die Bestimmung der rechtsverbindlichen 
Unterschriften;  

8. die Besorgung sämtlicher Verbandsangele-
genheiten, soweit dafür nicht ein anderes 
Organ zuständig ist;  

9. das Recht, seine von der Delegiertenver-
sammlung geänderten Anträge neben de-
ren Beschlüssen der Urnenabstimmung zu 
unterbreiten. 

2 Der Bau- und Betriebskommission stehen im Wei-
teren folgende Befugnisse zu, die in einem Erlass 

2. der Vollzug der Beschlüsse der Delegiertenversamm-
lung;  

3. die Schaffung von Stellen der Verbandsverwaltung;  

4. die Wahl / Anstellung von Betriebsleiter / Betriebslei-
terin, Betriebswart / Betriebswartin, Rechnungsführer 
/ Rechnungsführerin und Aktuar / Aktuarin (Ge-
schäftsstelle);  

5. die Beschlussfassung über neue einmalige Ausgaben 
für einen bestimmten Zweck bis Fr. 200'000.00 und 
über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben für ei-
nen bestimmten Zweck bis Fr. 40'000.00;  

6. die Beschlussfassung über unaufschiebbare Aufga-
ben und Ausgaben, die zur Aufrechterhaltung der 
Wasserlieferung notwendig sind (Reparaturen, Revi-
sionen, Leitungsumlegungen usw.). Über solche Aus-
gaben sind jeweils Bauabrechnungen zu erstellen und 
der Delegiertenversammlung zur Abnahme vorzule-
gen, sofern sie die Kompetenz der Bau- und Betriebs-
kommission übersteigen; 

7. der Erlass von Reglementen, soweit er nicht in die 
Kompetenz der Delegiertenversammlung fällt. 

an wen delegiert werden. Die GWF soll auch an beauf-
tragte Dritte delegieren können (vgl. Betriebsleitung, ge-
führt durch privates Ingenieurbüro, vgl. Ziff. 5).   

Abs. 1:  

Ziff. 1: Der Vorstand ist zuständig für die strategische und 
für die operative Führung. 

Die politische Aufsicht des Verbandsvorstands besteht 
in der Gesamtaufsicht über die wesentlichen Aspekte der 
Verbandstätigkeit. Seine politische Aufsicht soll das Funk-
tionieren der Verbandstätigkeit sichern. Zur Vermeidung 
von Fehlern und Fehlentwicklungen hat der Verbandsvor-
stand dafür zu sorgen, dass ein Aufsichtskonzept besteht, 
das in Aufsichtsregelungen verbindlich festgelegt wird. 
Umgesetzt wird die Aufsicht u.a. mit einem internen Kon-
trollsystem. Er kann jederzeit ein Geschäft, das an eine 
ihm untergeordnete Stelle (einzelne seiner Mitglieder, 
Ausschüsse, Geschäftsleitung, einzelne Angestellte) dele-
giert ist, wieder an sich ziehen und selbst darüber ent-
scheiden (sog. Selbsteintritt).  

Ziff. 5: Die Delegiertenversammlung regelt die Grundla-
gen der Aufgabenübertragung in einem Erlass und be-
stimmt, an wen bzw. an welche Gemeinde konkret die Auf-
gabenerfüllung übertragen wird. Der Verbandsvorstand 
regelt die Details der Übertragung in einem eigenen Erlass 
basierend auf den Vorgaben der DV. Zudem schliesst er 
mit den beauftragten Dritten Leistungsvereinbarungen zur 
Umsetzung ab. Regelung analog GVG.  
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massvoll und stufengerecht delegiert werden kön-
nen:  

1. der Vollzug der Beschlüsse der übergeord-
neten Verbandsorgane; 

2. der Erlass von Grundsätzen und Weisun-
gen zur Betriebsführung;  

3. die Anstellung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter;  

4. die regelmässige Information der Verbands-
gemeinden über die Geschäftstätigkeit der 
GWF;  

5. das Handeln für die GWF nach aussen; 

6. die Führung von Prozessen mit dem Recht 
auf Stellvertretung; 

7. die übrige Aufsicht in der Verbandsverwal-
tung. 

Abs. 2 Ingress: Von den Befugnissen, die grundsätzlich 
übertragbar sind, kann der Verbandsvorstand nicht sämt-
liche vollständig delegieren, sonst würde er seine Zustän-
digkeit aushöhlen. Seine Delegation muss massvoll und 
sachgerecht erfolgen. Operative Entscheide von hoher 
politischer Tragweite muss er selbst fassen. Seine Tätig-
keit kann sich nicht auf eine reine Aufsichtsfunktion be-
schränken. Welche Befugnisse der Vorstand in welchem 
Mass an wen delegiert, entscheidet er nicht von Fall zu 
Fall. Dies ist allgemein in einem Erlass zu regeln. Die De-
legationsregelung in einem Behördenerlass des Ver-
bandsvorstands dürfte im Regelfall genügen. Die Delega-
tion von Befugnissen muss entsprechend einem Grund-
prinzip der Verwaltungsorganisation auch den Hierarchie-
stufen angemessen sein. Der Vorstand delegiert seine 
Befugnisse je nach ihrer Wichtigkeit an Personen einer hö-
heren (z.B. eigene Ausschüsse) oder tieferen (Geschäfts-
führer oder andere Angestellte) Hierarchiestufe. 

Abs. 2:  

Ziff. 3: Die Kompetenz zur Anstellung von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern ist von der Stellenschaffungskompe-
tenz zu unterscheiden. Erstere ist die Befugnis zur Anstel-
lung bestimmter Personen für die bereits geschaffenen 
Stellen. Die Zuständigkeit für die Stellenschaffung richtet 
sich grundsätzlich nach der Kompetenz zur Bewilligung 
neuer Ausgaben. Besteht eine Geschäftsleitung, gehört 
die Anstellung von Personal zu ihren Aufgaben. Der Vor-
stand nimmt die Anstellungskompetenz nur wahr, wenn 
es keine Geschäftsleitung gibt, an die er sie delegiert.  



Statuten def. / Federas / kas / 15. März 2021                          

 32 

Bestimmungen neu Bestimmungen bisher Kommentar 

Ziff. 4: Da der Zweckverband Gemeindeaufgaben wahr-
nimmt, besteht eine gegenseitige Informationspflicht 
zwischen Verband und Verbandsgemeinden. Ob und wel-
che Informationstätigkeit der Vorstand delegiert, hängt all-
gemein von der politischen Bedeutung der Informationen 
ab. Informationen von hoher politischer Tragweite kommu-
niziert der Verbandsvorstand selbst. 

Ziff. 5: Die Vertretungsbefugnis nach aussen mit Zeich-
nungsrecht ist delegierbar („Handeln für“). Die „Aussenpo-
litik“ nach § 48 Abs. 4 GG hingegen ist nicht delegierbar. 
Ebenso wenig wie die Regelung der Zeichnungsberechti-
gung delegierbar ist; sie ist dem Verbandsvorstand vorbe-
halten (vgl. Abs. 1 Ziff. 6). 

Ziff. 7: Die – Abs. 1 Ziff. 1 ergänzende – übrige Aufsicht 
und die damit verbundenen Weisungsrechte lassen sich 
grundsätzlich delegieren. Nur so ist es z.B. möglich, dass 
der Geschäftsführer für die Personalführung zuständig ist 
und Anweisungen gegenüber ihm unterstellten Angestell-
ten trifft. 

Art. 29 Finanzbefugnisse  
1 Der Bau- und Betriebskommission stehen unüber-
tragbar zu:  

1. die Erstellung der Budgetvorlage und die 
Antragstellung an die Delegiertenversamm-
lung;  

  

Abs. 1 Ziff. 4 und Abs. 2 Ziff. 3: Der Vorstand bewilligt mit 
einem Verpflichtungskredit die neuen Ausgaben. Es 
wird unterschieden zwischen neuen Ausgaben, die der 
Vorstand bewilligt und ins Budget einstellt (im Budget ent-
haltene Ausgaben), und neuen Ausgaben, die der Vor-
stand nach Festsetzung des Budgets während des Rech-
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2. die Beschlussfassung über den Finanz- 
und Aufgabenplan; 

3. die Beschlussfassung über die Jahresrech-
nung und den Geschäftsbericht; 

4. die Bewilligung von neuen, im Budget nicht 
enthaltenen, einmaligen Ausgaben für ei-
nen bestimmten Zweck bis insgesamt 
Fr. 200’000 pro Jahr sowie von neuen, im 
Budget nicht enthaltenen, wiederkehren-
den Ausgaben für einen bestimmten Zweck 
bis insgesamt Fr. 20’000 pro Jahr. 

2 Der Bau- und Betriebskommission stehen im Wei-
teren folgende Befugnisse zu, die in einem Erlass 
massvoll und stufengerecht delegiert werden kön-
nen: 

1. der Ausgabenvollzug; 

2. gebundene Ausgaben;  

3. die Bewilligung von neuen, im Budget ent-
haltenen, einmaligen Ausgaben für einen 
bestimmten Zweck bis Fr. 200’000 und von 
neuen, im Budget enthaltenen, wiederkeh-
renden Ausgaben für einen bestimmten 
Zweck bis Fr. 40’000;  

4. die Schaffung von Stellen, die für die Erfül-
lung bestehender Aufgaben notwendig 

nungsjahrs bewilligt (im Budget nicht enthaltene Ausga-
ben). Diesen Unterschied gibt es bei der Delegiertenver-
sammlung nicht, weil sie das Budgetorgan ist. Ebenso we-
nig gibt es diese Unterscheidung beim noch höherrangi-
gen Organ der Stimmberechtigten des Verbandsgebiets.  

Reicht der Verpflichtungskredit nicht aus und stellen die 
zusätzlich anfallenden Ausgaben neue Ausgaben dar, 
müssen sie mit einem Zusatzkredit bewilligt werden. Für 
den Zusatzkredit gelten die gleichen Zuständigkeitslimi-
ten wie für den Verpflichtungskredit (vgl. § 109 Abs. 1 GG). 

Ziff. 4: Bis jetzt hatte die BBK keine Kompetenz, Ausgaben 
ausserhalb Budget zu bewilligen. Für die Bewilligung von 
neuen, nicht im Budget enthaltenen Ausgaben setzt die 
GWF bewusst je nur eine Zahl (Plafond) ein. Dieser 
Höchstbetrag für einen bestimmten Zweck darf nicht über-
schritten werden. Ausserhalb des Budgets soll der Vor-
stand nur neue Ausgaben beschliessen, die nicht ins 
nächste Budget eingestellt und im folgenden Rechnungs-
jahr getätigt werden können.  

Abs. 2 Ingress: vgl. Kommentar zu Art. 28 Abs. 2 Ingress.  

Abs. 2: 

Ziff. 4: Für die Schaffung bzw. Aufstockung von Stellen, 
die unerlässlich für die Erfüllung bestehender Aufgaben 
sind, ist der Verbandsvorstand zuständig. Sobald es sich 
jedoch um eine neue Aufgabe oder die wesentliche Erwei-
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sind, sowie die Schaffung neuer Stellen ge-
mäss ihrer Befugnis zur Bewilligung neuer 
Ausgaben. 

terung einer bestehenden Aufgabe handelt, kann der Vor-
stand nur im Rahmen seiner Ausgabenbewilligungskom-
petenz neue Stellen schaffen. 

Art. 30 Aufgabendelegation 
1 Die Bau- und Betriebskommission kann bestimmte 
Aufgaben an einzelne ihrer Mitglieder, an ihre Aus-
schüsse oder an Angestellte zur selbständigen Erle-
digung delegieren.  
2 Sie regelt die Aufgaben und Entscheidungsbefug-
nisse, die sie an ihre Mitglieder und Ausschüsse und 
an Angestellte delegiert, in einem Erlass. 

 

Art. 26  Aufgabendelegation  

Die Bau- und Betriebskommission kann bestimmte Ge-
schäfte einzelnen oder mehreren Mitgliedern zur selbstän-
digen Besorgung übertragen.  

Bestimmte Geschäfte können auch einer beratenden 
Kommission oder einzelnen Personen zur Vorbereitung 
oder zum Vollzug zugewiesen werden. So delegierte Auf-
gaben ändern nichts an der Entscheidungskompetenz und 
Verantwortung des auftraggebenden Organs. 

 

Abs. 1–2: Der Verbandsvorstand kann bestimmte Aufga-
ben und die zu ihrer Erfüllung nötigen Kompetenzen dele-
gieren. Möglich ist eine solche Delegation an Einzelmit-
glieder und Ausschüsse des Vorstands (vgl. § 44 GG), 
aber auch an einzelne Angestellte oder an eine Ge-
schäftsleitung ohne Organstellung, deren Mitglieder 
Angestellte des Zweckverbands sind (vgl. § 45 Abs. 1 und 
2 GG). Diese Delegationsmöglichkeit besteht auch ohne 
Abbildung in den Statuten, allein gestützt auf das neue Ge-
meindegesetz.  

Die Delegation an Dritte muss dagegen in den Statuten 
vorgesehen sein, damit sie eine rechtliche Grundlage hat. 
Die Formulierung wurde neu analog GVG gewählt.  

Hinweis: Für die Neubeurteilung von Entscheiden gilt § 
170 ff. GG, insbes. § 170 Abs. 1 lit. a und c GG (vgl. Art. 
48 Abs. 2 Musterstatuten).  

Art. 31 Einberufung und Teilnahme 
1 Die Bau- und Betriebskommission tritt auf Einla-
dung der Präsidentin bzw. des Präsidenten und auf 

Art. 28  Einberufung und Teilnahme  

Die Bau- und Betriebskommission tritt ordentlicherweise 
auf Einladung des Präsidiums, ausserordentlicherweise 
auf Verlangen von mindestens 3 Kommissionsmitgliedern 
zusammen. Abgesehen von dringlichen Fällen sind die 

 

Abs. 1: Vgl. § 38 Abs. 1 und 2 GG. Die Vorgabe von min-
destens einem Drittel ist zwingend. Vorliegend sind dies  
1.6, d.h. 2 Mitglieder. 
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Verlangen von mindestens einem Drittel seiner Mit-
glieder zusammen. Die Mitglieder sind zur Teil-
nahme an den Sitzungen verpflichtet.  
2 Die Verhandlungsgegenstände sind den Mitglie-
dern mindestens 10 Tage vor der Sitzung in einer 
Einladung schriftlich anzuzeigen. 
3 Die Bau- und Betriebskommission kann Dritte mit 
beratender Stimme beiziehen. 

Mitglieder unter Hinweis auf die Verhandlungsgegen-
stände mindestens 10 Tage vor der Sitzung schriftlich ein-
zuladen. 

Art. 32 Beschlussfassung 
1 Die Bau- und Betriebskommission ist beschlussfä-
hig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist.  
2 Die Bau- und Betriebskommission beschliesst mit 
einfachem Mehr der Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme der Präsidentin bzw. des Präsi-
denten den Ausschlag. 
3 Die Mitglieder sind zur Stimmabgabe verpflichtet. 
Die Stimmabgabe erfolgt offen. 
4 Für Präsidialentscheide und Zirkularbeschlüsse 
gelten die Bestimmungen des Gemeindegesetzes. 

Art. 27  Beschlussfassung  

Die Bau- und Betriebskommission beschliesst mit einfa-
chem Mehr der Stimmen. Sie ist beschlussfähig, wenn die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. Bei Stimmengleich-
heit gilt derjenige Antrag als angenommen, für den der 
Vorsitzende / die Vorsitzende gestimmt hat.  

Die Mitglieder sind zur Stimmabgabe verpflichtet.  

Für Präsidialverfügungen und Zirkularbeschlüsse gelten 
die Bestimmungen des Gemeindegesetzes. 

 

Vgl. §§ 38, 39 und 40 GG.  

Abs. 1: Vgl. § 39 Abs. 1 GG. 

Abs. 2 Satz 1: Vgl. § 40 Abs. 3 i.V.m. § 24 Abs. 2 GG.  

Abs. 2 Satz 2: Vgl. § 40 Abs. 1 Satz 3 GG. 

Abs. 3: Vgl. § 40 Abs. 1 Satz 1 und 2 GG. 

Dass der Verbandsvorstand seine Beschlüsse mit einfa-
chem Mehr fasst, ist zwingend (§ 40 Abs. 3 i.V.m. § 24 
Abs. 2 Satz 1 GG), es kann kein qualifiziertes Mehr einge-
führt werden. 
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2.6  Die Rechnungsprüfungskommis-
sion (RPK) 2.6 Die Rechnungsprüfungskommission (RPK)  

 

Art. 33 Zusammensetzung und Offenle-
gung der Interessenbindungen 

1 Die Rechnungsprüfungskommission besteht ein-
schliesslich des Präsidiums aus 3 Mitgliedern. Sie 
wird von der Delegiertenversammlung gewählt.  
2 Die Mitglieder der Rechnungsprüfungskommission 
legen ihre Interessenbindungen offen. Die Bestim-
mungen für die Mitglieder der Delegiertenversamm-
lung gelten entsprechend. 

Art. 29  Zusammensetzung    

Die Rechnungsprüfungskommission besteht aus drei Mit-
gliedern, die nicht zugleich Mitglieder der Delegiertenver-
sammlung oder der Bau- und Betriebskommission sein 
dürfen und nicht der gleichen Verbandsgemeinde angehö-
ren. Sie konstituiert sich selbst.  

 

 

Die Rechnungsprüfungskommission (RPK) ist ein zwin-
gendes Organ des Zweckverbands. Der Zweckverband 
könnte weitergehen und die RPK mit Geschäftsprüfungs-
befugnis ausstatten, d.h. die RPK zur Rechnungs- und Ge-
schäftsprüfungskommission (RGPK) machen. Für die 
GWF ist das nicht geplant. 

Abs. 1: Bei Zweckverbänden mit Delegiertenversammlung 
wird wie für die Mitgliederzahl des Verbandsvorstands 
auch für die RPK eine Mitgliederzahl von fünf Personen 
empfohlen, drei Mitglieder sind aber zulässig.  

Die Präsidentin bzw. der Präsident und die übrigen Mitglie-
der der verbandseigenen RPK werden von der Delegier-
tenversammlung auf eine Amtsdauer von vier Jahren ge-
wählt. Gewählt werden sollten Personen, die in einer Ge-
meinde einer RPK angehören, damit sie die nötige Erfah-
rung für das Amt in der verbandseigenen RPK mitbringen.  

Art. 34 Aufgaben 
1 Die Rechnungsprüfungskommission prüft alle An-
träge von finanzieller Tragweite an die Verbandsge-
meinden, an die Delegiertenversammlung und an 

Art. 30  Aufgaben  

Die RPK prüft alle Anträge von finanzieller Tragweite an 
die Delegiertenversammlung oder die Stimmberechtigten, 
insbesondere Voranschlag, Jahresrechnung und Spezial-
beschlüsse. Sie klärt die finanzrechtliche Zulässigkeit, die 

 

Abs. 1 und 2: Die Bestimmungen des GG über die Rech-
nungsprüfung in Gemeinden finden sinngemäss Anwen-
dung (vgl. § 73 Abs. 4 i.V.m. § 58 ff. GG). Die RPK prüft 
alle Anträge, über die die Delegiertenversammlung be-
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die Stimmberechtigten des Verbandsgebiets, insbe-
sondere Anträge betreffend das Budget, die Jahres-
rechnung und Verpflichtungskredite.  
2 Ihre Prüfung umfasst die finanzrechtliche Zulässig-
keit, die rechnerische Richtigkeit und die finanzielle 
Angemessenheit.  
3 Sie erstattet der Delegiertenversammlung schrift-
lich Bericht und Antrag.  

finanzielle Angemessenheit und die rechnerische Richtig-
keit ab. 

Sie erstattet der Delegiertenversammlung schriftlich Be-
richt und Antrag. Im Übrigen finden die kantonalen Vor-
schriften über die RPK der Gemeinde sinngemäss Anwen-
dung. 

schliesst und die unmittelbare Auswirkungen auf den Ver-
bandshaushalt haben. Konkret handelt es sich vor allem 
um das Budget, die Jahresrechnung und Verpflichtungs-
kredite. Es sind Geschäfte von finanzieller Tragweite, 
für die die Delegiertenversammlung zuständig ist (z.B. 
Budget, Jahresrechnung), über die die Stimmberechtigten 
im Verbandsgebiet beschliessen (v.a. Verpflichtungskre-
dite) oder die Verbandsgemeinden entscheiden (Statuten-
revisionen). Die RPK prüft auch Abrechnungen über Ver-
pflichtungskredite, die die Delegiertenversammlung zu ge-
nehmigen hat (vgl. § 112 Abs. 2 und 3 GG), oder Anlage-
geschäfte, für die die Delegiertenversammlung zuständig 
ist (vgl. § 117 Abs. 2 GG). 

Abs. 2: Die RPK prüft die Geschäfte – im Unterschied zu 
einer RGPK – nur auf finanzielle Angemessenheit, nicht 
auch auf sachliche Angemessenheit; die RPK macht keine 
Zweckmässigkeitsprüfung. 

Art. 35 Beschlussfassung 
1 Die Rechnungsprüfungskommission ist beschluss-
fähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend 
ist.  
2 Sie beschliesst mit einfachem Mehr der Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Präsiden-
tin bzw. des Präsidenten den Ausschlag. 
3 Die Mitglieder sind zur Stimmabgabe verpflichtet. 
Die Stimmabgabe erfolgt offen. 

Art. 31  Beschlussfassung  

Die RPK beschliesst mit einfachem Mehr der Stimmen. Sie 
ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwe-
send ist. Bei Stimmengleichheit gilt derjenige Antrag als 
angenommen, für den der Vorsitzende / die Vorsitzende 
gestimmt hat. 

 

Vgl. §§ 38–40 GG. 

Abs. 2: Dass die RPK ihre Beschlüsse mit einfachem Mehr 
fasst, ist zwingend (§ 40 Abs. 3 i.V.m. § 24 Abs. 2 Satz 1 
GG); es könnte kein qualifiziertes Mehr eingeführt werden.  

Abs. 3: Vgl. § 40 Abs. 1 Satz 1 und 2 GG. 
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Art. 36 Herausgabe von Unterlagen und 
Auskünfte 

1 Mit den Anträgen legt die Bau- und Betriebskom-
mission der Rechnungsprüfungskommission die zu-
gehörigen Akten vor.  
2 Im Übrigen richtet sich die Herausgabe von Unter-
lagen und die Erteilung von Auskünften an die Rech-
nungsprüfungskommission  nach dem Gemeindege-
setz. 

  

Die RPK muss über die nötigen Unterlagen und Infor-
mationen verfügen, weil sie andernfalls ihre Aufgabe nicht 
erfüllen kann. Die Herausgabe von Unterlagen und die Er-
teilung von Auskünften an die RPK richtet sich nach § 62 
GG. 

Art. 37 Prüfungsfristen 

Die Rechnungsprüfungskommission prüft Budget 
und Jahresrechnung und die übrigen Geschäfte in 
der Regel innert 30 Tagen. 

  

Der RPK muss genügend Zeit eingeräumt werden, damit 
sie ihre Aufgaben erfüllen kann. Gemeindegesetz und Ge-
meindeverordnung machen nicht zwingende Vorgaben im 
Sinne von Fristen. Um Rechtssicherheit zu schaffen, ist in 
den Statuten zu regeln, welche Prüfungsfristen der RPK 
zu gewähren sind. Die Regelung dieser Prüfungsfristen 
könnte auch anders ausfallen, allerdings nicht zu kurz, weil 
der Prüfungsauftrag der RPK nicht vereitelt werden darf.  

Bei Urnenabstimmungen gehört der Antrag der RPK in 
den Beleuchtenden Bericht (§ 64 Abs. 2 lit. b GPR). Die 
Abstimmungsunterlagen, zu denen der Beleuchtende Be-
richt gehört (vgl. § 60 Abs. 1 lit. a GPR), sind den Stimm-
berechtigten mindestens drei Wochen vor dem Abstim-
mungstag zuzustellen (vgl. § 62 Abs. 1 GPR). Der Zweck-
verband muss genügend Vorlaufzeit einplanen.  
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2.7 Prüfstelle   

Art. 38 Aufgaben der Prüfstelle 
1 Die Prüfstelle nimmt die finanztechnische Prüfung 
der Rechnungslegung und der Buchführung vor.  
2 Sie erstattet der Bau- und Betriebskommission, der 
Rechnungsprüfungskommission und dem Bezirksrat 
umfassend Bericht über die finanztechnische Prü-
fung.  
3 Die Prüfstelle erstellt zudem einen Kurzbericht, der 
Bestandteil der Jahresrechnung ist.  

  

Die Aufgaben der Prüfstelle ergeben sich aus §§ 142 ff. 
GG. Die finanztechnische Prüfung des Verbandshaushalts 
(vgl. § 142 Abs. 2 GG) läuft grundsätzlich in der gleichen 
Weise ab wie die Prüfung des Finanzhaushalts einer Ge-
meinde. In einer Gemeinde gibt es anders als im Zweck-
verband immer verschiedene Verwaltungsbereiche (vgl. 
§ 143 Abs. 2 GG).  

Abs. 1: Vgl. § 143 i.V.m. § 142 Abs. 2 GG. 

Abs. 2: Vgl. § 147 Abs. 1 GG. 

Abs. 3: Vgl. § 147 Abs. 2 und 3 GG. 

Art. 39 Einsetzung der Prüfstelle 

Die Bau- und Betriebskommission und die Rech-
nungsprüfungskommission bestimmen mit überein-
stimmenden Beschlüssen die Prüfstelle.  

 

  

Das GG sieht vor, dass der Verbandsvorstand und die 
RPK mit übereinstimmenden Beschlüssen bestimmen, 
welchen Revisionsdienstleister sie als Prüfstelle einsetzen 
(vgl. § 149 Abs. 1 GG). Dies würde auch gelten, wenn die 
Statuten dazu keine Regelung enthalten. Die Bestimmung 
dient der Transparenz und der Vollständigkeit. 
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3. Personal und Arbeitsvergaben 3. Verwaltung / Pflichten der Verbandsgemein-
den 

 

Art. 40 Anstellungsbedingungen 
1 Für das Personal der GWF gelten grundsätzlich die 
gleichen Anstellungs- und Besoldungsbedingungen 
wie für das Personal des Kantons Zürich.  
2 Besondere Vollzugsbestimmungen bedürfen eines 
Beschlusses der Bau- und Betriebskommission. 

Art. 32  Personal  

Für das Personal des Verbandes gelten grundsätzlich die 
gleichen Anstellungsbedingungen wie für das Personal 
des Kantons Zürich. Hinsichtlich der Besoldungsbedin-
gungen ist das Besoldungsreglement des Verbandes mas-
sgebend. 

 

Die Statuten müssen bestimmen, welche Personalord-
nung für das Personal gilt. Fehlt eine Regelung, sind die 
Bestimmungen des kantonalen Personalgesetzes und 
seiner Ausführungserlasse sinngemäss anwendbar.  

Art. 41 Öffentliches Beschaffungswesen 

Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, Arbeiten 
und Lieferungen richtet sich nach dem übergeordne-
ten Recht über das öffentliche Beschaffungswesen.  

Art. 36  Öffentliches Beschaffungswesen  

Für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, Arbeiten und 
Lieferungen finden die kantonalen Submissionsvorschrif-
ten Anwendung. 

 

Die kommunalen Vergabestellen – und damit auch die 
Zweckverbände – unterstehen dem öffentlichen Beschaf-
fungswesen (Submissionswesen).  

 Art. 33  Geschäftsstelle, Rechnungswesen und Be-
triebsleitung  

1. Geschäftsstelle (Aktuariat) und Rechnungswesen  

Für die Besorgung des Aktuariates und für das Rech-
nungswesen können Privatpersonen, Firmen oder Ge-
meindeverwaltungen beauftragt werden, wobei nament-
lich bezeichnete Funktionäre / Funktionärinnen die Verant-
wortung zu übernehmen haben.  

2. Betriebsleitung  

Die technische Leitung der Zweckverbandsanlagen ob-
liegt einem Betriebsleiter / einer Betriebsleiterin dessen / 

Art. 33 bisher enthält organisatorische Bestimmungen, 
welch im Organisationserlass aufgenommen werden sol-
len. 
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deren Aufgaben und Kompetenzen in einem Pflichtenheft 
/ Betriebsreglement zu umschreiben sind.  

Die Betriebsleitung kann einer Privatperson, einem Ge-
meindewerk oder einem in Wasserversorgungsfragen er-
fahrenen Ingenieurbüro übertragen werden. 

 Art. 34  Geschäftsjahr  

Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.  

Diese Bestimmung ist nicht notwendig; es gilt  
§ 84 Abs. 2 GG 

 Art. 35  Treuepflicht / Besondere Pflichten  

Die Verbandsgemeinden haben alles zu tun, was zur Er-
reichung des Verbandszweckes nötig ist und alles zu un-
terlassen, was den Interessen des Zweckverbandes zuwi-
der läuft.  

Verträge der Zweckverbandsgemeinden unter sich sowie 
Zweckverbandsgemeinden mit dritten Wasserversorgun-
gen bedürfen der Genehmigung durch den Zweckverband, 
welche nur wegen Verletzung von Interessen der GWF 
verweigert werden kann. 

 

Diese Bestimmung ist nicht nötig. Die Zusammenarbeit in-
nerhalb des Zweckverbands ist in diesen Statuten gere-
gelt. Von den Gemeinden kann nicht mehr und nicht weni-
ger verlangt werden. Für Streitigkeiten unter den Ver-
bandsgemeinden gilt das verwaltungsrechtliche Klagever-
fahren. 

4. Verbandshaushalt 4. Verbandshaushalt / Wasserbeschaffung und 
Zuteilung 

 

Art. 42 Finanzhaushalt 
1 Massgebend für den Finanzhaushalt und die Rech-
nungslegung der GWF sind das Gemeindegesetz, 

Art. 38  Finanzhaushalt / Buchführungsart  

Massgebend für den Finanzhaushalt und die Rechnungs-
legung des Zweckverbandes sind die Vorschriften des Ge-

 

Abs. 1: Der Zweckverband mit eigenem Haushalt hat Ver-
waltungs- und Finanzvermögen und er kann Eigenkapital 
bilden. Der Verband kann Fremdkapital aufnehmen, wenn 
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die Gemeindeverordnung sowie die besonderen 
Haushaltsvorschriften aus Spezialgesetzen. 
2 Bis zum 15. Februar jeden Jahres liefert die Bau- 
und Betriebskommission den Verbandsgemeinden 
die Zahlen, die sie für die Erstellung ihrer Jahres-
rechnungen benötigen, und bis zum 31. August je-
den Jahres die Zahlen zur Erstellung ihrer Budgets. 

meindegesetzes, des Finanzhaushaltgesetzes, der Ver-
ordnung über den Gemeindehaushalt und allfällige weitere 
kantonale Vorschriften.  

Das Rechnungsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Es wird 
eine laufende Rechnung, eine Investitionsrechnung sowie 
eine Bestandesrechnung geführt. 

die Statuten die Fremdmittelaufnahme nicht einschränken 
oder verbieten. Sein Budget umfasst die Erfolgsrechnung 
und die Investitionsrechnung. Die Jahresrechnung um-
fasst die Bilanz, die Erfolgsrechnung, die Investitionsrech-
nung, die Geldflussrechnung und den Anhang (vgl. § 120 
Abs. 2 GG i.V.m. § 73 Abs. 4 GG).  

Abs. 2: Wenn die Verbandsgemeinden z.B. Beiträge an 
die Finanzierung der Betriebskosten des Zweckverbands 
leisten, muss der Zweckverband ihnen bis zum 15. Feb-
ruar jeden Jahres das erforderliche Zahlenmaterial liefern, 
damit sie diese Beiträge in ihren Jahresrechnungen verbu-
chen und damit ihre Jahresrechnungen ordnungsgemäss 
erstellen können. Dies gilt auch in Bezug auf die ordnungs-
gemässe Erstellung der Budgets der Verbandsgemein-
den, wobei die Frist für die entsprechende Datenlieferung 
am 31. August jeden Jahres endet.  

Art. 43 Finanzierung der Betriebskosten 
1 Die nicht durch Einnahmen gedeckten Betriebskos-
ten der GWF werden von den Verbandsgemeinden 
nach einem Doppeltarif getragen, der sich aus Leis-
tungspreis je m³ der optierten Tagesbezugsmenge 
und Arbeitspreis je m³ der effektiven Jahresbezugs-
menge zusammensetzt. 
2 Der Leistungspreis errechnet sich aus den Kapital-
kosten (Verzinsung und Amortisationen), welche der 
GWF erwachsen, geteilt durch die Gesamtoption 
(Grundwasser- und Fremdwasseroption). Für die 

Art. 45  Kostenverteiler / Doppeltarif Leistungs- und 
  Arbeitspreis  

Die Wasserabgabe wird den Gemeinden nach einem Dop-
peltarif verrechnet und zwar mit Hilfe des Leistungspreises 
je m³ der optierten Tagesbezugsmenge und mit Hilfe des 
Arbeitspreises je m³ der effektiven Jahresbezugsmenge.  

Der Leistungspreis errechnet sich aus den Kapitalkosten 
(Verzinsung und Amortisationen), welche der GWF er-
wachsen, geteilt durch die Gesamtoption (Grundwasser- 
und Fremdwasseroption). Für die Fremdwasseroption 
ergibt sich eine Erhöhung um den Leistungspreis der 

 

Festzulegen ist das Verhältnis, in dem die Verbandsge-
meinden an die Finanzierung der Betriebskosten beitra-
gen, d.h. die Quote für die Finanzierung der Betriebs-
kosten. Je nachdem welche Aufgaben der Zweckverband 
erfüllt, richtet sich die Quote für die Finanzierung der Be-
triebskosten nach unterschiedlichen Kriterien. Vorliegend 
wurde der bisherige Kostenverteiler übernommen. 
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Fremdwasseroption ergibt sich eine Erhöhung um 
den Leistungspreis der GVG.  
3 Der Arbeitspreis ergibt sich aus den Betriebs- und 
Unterhaltskosten der GWF, die aus den eigenen An-
lagen und im Zusammenhang mit Fremdwasserbe-
zügen erwachsen, geteilt durch die Summe der Ge-
samtwasserbezüge. 
4 Die Delegiertenversammlung erlässt ein Regle-
ment über die Details der Berechnung, namentlich 
bezüglich Optionsveränderungen, der Abgeltung 
von Überbezügen
sowie über die Festsetzung und 
Verrechnung der Betriebskosten. 

GVG. Neue Verbandsmitglieder können nur GVG-Optio-
nen erwerben.  

Der Arbeitspreis ergibt sich aus den Betriebs- und Unter-
haltskosten der GWF, die aus den eigenen Anlagen und 
im Zusammenhang mit Fremdwasserbezügen erwachsen, 
geteilt durch die Summe der Gesamtwasserbezüge. 

Art. 44 Finanzierung der Investitionen  
1 Die GWF kann ihre Investitionen über Darlehen der 
Verbandsgemeinden oder Darlehen Dritter finanzie-
ren.  
2 Darlehen einzelner Gemeinden werden in den Ge-
meinden als neue Ausgaben beschlossen. 

 

Art. 37  Gemeindedarlehen  

Soweit die GWF nicht auf freiwilliger Basis die für die Fi-
nanzierung ihrer Aufgaben nötigen Mittel beschaffen kann, 
sind die Zweckverbandsgemeinden verpflichtet, ihr nach 
Massgabe der Optionsquoten zum jeweiligen Zinsfuss der 
Zürcher Kantonalbank für Gemeindedarlehen verzinsliche 
Darlehen zu gewähren oder allenfalls entsprechende 
Bürgschaft zu leisten. 

 

Wie bei der GVG vorgesehen, soll die Verpflichtung der 
Gemeinden, Darlehen zu geben, aufgehoben werde. 
Diese ist nicht nötig. Die GWF hat einen eigenen Haushalt 
und kann auch bei Dritten Fremdmittel aufnehmen. Nach 
der neuen Formulierung kann jede Gemeinde dem 
Zweckverband freiwillig Darlehen geben. Die Gemein-
den tun dies einzeln und unabhängig voneinander; es 
besteht keine Verpflichtung. In der Gemeinde ist das Dar-
lehen, das für sie eine neue Ausgabe beschliesst, über 
das Finanzreferendum zu bewilligen. Die Darlehen sind 
bei den Gemeinden im Verwaltungsvermögen zu bilan-
zieren. 
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Art. 45 Beteiligungs- und Eigentumsver-
hältnisse 

1 Die Verbandsgemeinden sind am Vermögen und 
Ergebnis der GWF im Verhältnis ihrer Gesamtoptio-
nen beteiligt. Das Verhältnis verändert sich durch 
Beitritt oder Austritt von Gemeinden.  
2 Die GWF erstellt, bezahlt, unterhält und betreibt die 
in ihrem Interesse liegenden Bauten und Anlagen in-
nerhalb oder allenfalls auch ausserhalb des Zweck-
verbandsgebietes mit Einschluss aller Unterbre-
chungs- und Messeinrichtungen an den Bezugs- und 
Abgabestellen sowie jener Steuerungsanlagen, die 
für den Betrieb und die Überwachung der GWF-An-
lagen erforderlich sind. Diese Bauten und Anlagen 
sind Eigentum der GWF. Sie sind aus Anhang I er-
sichtlich, der integrierender Bestandteil dieser Statu-
ten bildet.  
3 Die Verbandsgemeinden erstellen, bezahlen, un-
terhalten und betreiben die für den Anschluss an das 
Netz der GWF erforderlichen Bauten, Anlagen und 
Einlaufreguliereinrichtungen, welche in ihrem Eigen-
tum bleiben. 

Art. 43  Bauten und Anlagen  

Die GWF befasst sich in der Regel nur mit Wasserversor-
gungsanlagen im Sinne von Art. 3 dieser Statuten.  

Anlagen des Zweckverbandes:  

Die GWF erstellt, bezahlt, unterhält und betreibt die in ih-
rem Interesse liegenden Bauten und Anlagen innerhalb 
oder allenfalls auch ausserhalb des Zweckverbandsgebie-
tes mit Einschluss aller Unterbrechungs- und Messeinrich-
tungen an den Bezugs- und Abgabestellen sowie jener 
Steuerungsanlagen, die für den Betrieb und die Überwa-
chung der GWF-Anlagen erforderlich sind. Diese Anlagen 
sind Eigentum des Zweckverbandes.  

Anlagen der Gemeinden:  

Die Gemeinden erstellen, bezahlen, unterhalten und be-
treiben die für den Anschluss an das Netz des Zweckver-
bandes erforderlichen Bauten, Anlagen und Einlaufregu-
liereinrichtungen, welche auch in ihrem Eigentum bleiben. 
Zu den Unterbrechungs- und Messeinrichtungen und die 
in Absatz 2 erwähnten Steuerungsanlagen müssen die Or-
gane der GWF jederzeit Zutritt haben.  

Privatanschlüsse:  

Der Anschluss von privaten Bauten an das Leitungsnetz 
der GWF ist grundsätzlich nur dort gestattet, wo die Ge-
meindewasserversorgung den Anschluss aus technischen 

 

Abs. 1: Die Statuten sollen Auskunft darüber geben, in 
welchem Verhältnis die Verbandsgemeinden am Zweck-
verband beteiligt sind. Die Beteiligung am Ergebnis könnte 
sich praktisch auswirken, wenn die Verbandsgemeinden 
wegen Verlusten den Wert ihrer Beteiligung nach unten 
korrigieren müssten. Wenn sich nicht mehr eruieren lässt, 
welche Gemeinde wieviel eingebracht hat (die GWF hat 
schon einen eigenen Haushalt), muss ein anderer Schlüs-
sel festgelegt werden.  
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Gründen nicht bewerkstelligen kann. Über Ausnahmen be-
stimmt die Bau- und Betriebskommission unter Beachtung 
der einschlägigen Gesetzesartikel.  

Die Versorgungssicherheit in den GWF-Anlagen geht in je-
dem Falle vor. 

Art. 44  Verbandseigene Anlagen  

Über die dem Zweckverband GWF in Eigentum und Un-
terhalt stehenden Anlagen, Bauten, Leitungen und Signal-
kabel ist ein Inventar mit zugehörigem Übersichtsplan zu 
führen und jeweils der Jahresrechnung beizulegen. 

Art. 46 Haftung 
1 Die Verbandsgemeinden haften nach dem Zweck-
verband für die Verbindlichkeiten des Verbands 
nach Massgabe des kantonalen Haftungsgesetzes 
sowie für Fremdkapitalschulden. Für Fremdkapital-
schulden haften sie solidarisch. 
2 Der Haftungsanteil richtet sich nach dem Verhältnis 
ihrer durchschnittlichen Wasserbezüge in den letz-
ten drei Geschäftsjahren vor der Entstehung der haf-
tungsbegründenden Verbindlichkeit.  

Art. 47  Haftung  

Die Verbandsgemeinden haften für Verbindlichkeiten des 
Zweckverbandes subsidiär und anteilsmässig. Ihr Haf-
tungsanteil richtet sich nach dem Verhältnis ihrer durch-
schnittlichen Wasserbezüge in den letzten drei Geschäfts-
jahren vor der Entstehung einer haftungsbegründenden 
Verbindlichkeit. 

 

Abs. 1: Zwingend ist nur die Haftung der Gemeinden für 
Verbindlichkeiten aufgrund des kantonalen Haftungsge-
setzes. Die Statuten könnten sich auf diese Art der (sub-
sidiären) Haftung der Gemeinden beschränken. Die Haf-
tung der Gemeinden für Fremdkapitalschulden erhöht 
aber die Möglichkeit der Fremdmittelaufnahme für den 
Zweckverband.  

Abs. 2: Erforderlich ist aber eine Regelung über den Haf-
tungsanteil im Innenverhältnis unter den Verbandsge-
meinden.  
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5. Aufsicht und Rechtsschutz 5. Aufsicht und Rechtsschutz  

Art. 47 Aufsicht 

Der Verband untersteht der Staatsaufsicht nach den 
Bestimmungen des Gemeindegesetzes und der ein-
schlägigen Spezialgesetzgebung. 

Art. 48  Aufsicht  

Der Verband untersteht der Staatsaufsicht nach den Best-
immungen des Gemeindegesetzes und der einschlägigen 
Spezialgesetzgebung. 

 

Vgl. insbesondere §§ 163 ff. GG. 

Art. 48 Rechtsschutz und Verbandsstrei-
tigkeiten 

1 Gegen Beschlüsse der Verbandsorgane kann nach 
Massgabe des Verwaltungsrechtspflegegesetzes 
Rekurs oder Rekurs in Stimmrechtssachen beim Be-
zirksrat oder Rekurs bei einer anderen zuständigen 
Rekursinstanz eingereicht werden. 
2 Gegen Anordnungen und Erlasse von Mitgliedern 
oder Ausschüssen der Bau- und Betriebskommis-
sion oder von Angestellten kann bei der Bau- und 
Betriebskommission Neubeurteilung verlangt wer-
den. Gegen die Neubeurteilung der Bau- und Be-
triebskommission kann Rekurs erhoben werden.  
3 Streitigkeiten zwischen Verband und Verbandsge-
meinden sowie unter Verbandsgemeinden, die sich 
aus diesen Statuten ergeben, sind auf dem Weg des 
Verwaltungsprozesses nach den Bestimmungen der 
kantonalen Gesetzgebung zu erledigen. 

Art. 49  Rechtsschutz und Verbandsstreitigkeiten  

Gegen Beschlüsse der Verbandsorgane kann nach Mass-
gabe des Gemeindegesetzes beim Bezirksrat Dielsdorf 
Rekurs, Gemeindebeschwerde oder Stimmrechtsrekurs 
eingereicht werden.  

Streitigkeiten zwischen Verband und Verbandsgemeinden 
sowie unter Verbandsgemeinden, die sich aus diesen Sta-
tuten ergeben, sind auf dem Weg des Verwaltungsprozes-
ses nach den Bestimmungen der kantonalen Gesetzge-
bung zu erledigen. 

 

Abs. 1: Gegen Beschlüsse des Verbandsvorstands steht 
insbesondere der Rekurs gemäss § 19 VRG wegen Ver-
letzung des übergeordneten Rechts offen; das übergeord-
nete Recht kann z.B. in den Verbandsstatuten, einem 
rechtssetzenden Erlass der Delegiertenversammlung oder 
in Bestimmungen des kantonalen Rechts oder des Bun-
desrechts bestehen. Soll die Verletzung der politischen 
Rechte gerügt werden, steht jeder stimmberechtigten Per-
son des Verbandsgebiets der Rekurs in Stimmrechtssa-
chen (vgl. § 21 a VRG) zur Verfügung.  

Gegen Beschlüsse und rechtsetzende Erlasse, die die De-
legiertenversammlung oder die Stimmberechtigten des 
Verbandsgebiets gefasst haben, ist ebenfalls der Rekurs 
zulässig, wenn die Beschlüsse oder Erlasse gegen über-
geordnetes Recht verstossen.  

In der Regel ist der Bezirksrat Rekursinstanz. Ausnahms-
weise kann die Spezialgesetzgebung eine andere Rekurs-
instanz vorsehen. So ist z.B. bei Sekundarschulzweckver-
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bänden gegen Anordnungen der Schulpflege, die das Ar-
beitsverhältnis von (kantonal angestellten) Lehrpersonen 
betreffen, bei der Bildungsdirektion Rekurs zu erheben 
(vgl. § 10 Lehrpersonalgesetz [LPG; LS 412.31]).  

Abs. 2: Vgl. §§ 170 ff. GG: Die Neubeurteilung gibt es nur 
bei Aufgabendelegation. Formulierung neu analog GVG.  

Abs. 3: Gemäss § 81 VRG entscheidet das Verwaltungs-
gericht als einzige Instanz, wenn z.B. kein Über- bzw. Un-
terordnungsverhältnis zwischen den Parteien besteht (vgl. 
§ 81 lit. a VRG) oder bei Streitigkeiten aus verwaltungs-
rechtlichen Verträgen (vgl. § 81 lit. b VRG). Der Weg des 
verwaltungsrechtlichen Klageverfahrens wäre z.B. bei 
einem Streit zwischen einer Verbandsgemeinde und dem 
Verband bezüglich des Austritts (z.B. Kündigungsmodali-
täten oder Austrittsentschädigung) zu beschreiten. 

6. Austritt, Auflösung und Liquidation 6. Kündigung, Auflösung und Liquidation  

Art. 49 Austritt 
1 Jede Verbandsgemeinde kann unter Wahrung ei-
ner Kündigungsfrist von 5 Jahren auf das Jahres-
ende aus der GWF austreten. Die Bau- und Be-
triebskommission kann diese Frist auf Antrag der be-
troffenen Gemeinde kürzen. Der Austrittszeitpunkt 
muss mit dem Zeitpunkt des Austritts aus der GVG 
übereinstimmen. 

Art. 50  Kündigung  

Jede Verbandsgemeinde kann unter Wahrung einer Kün-
digungsfrist von 5 Jahren auf das Jahresende aus dem 
Verband austreten. Die Bau- und Betriebskommission 
kann diese Frist auf Antrag der betroffenen Gemeinde ab-
kürzen.  

Austretende Gemeinden haben keinen Anspruch auf Ent-
schädigungen irgendwelcher Art.  

 

Die finanziellen Folgen eines Austritts sind in den Statuten 
zu regeln.  

Abs. 3: Ein Zweckverband wird auf Dauer errichtet. Die 
Regelung von Abs. 3 stärkt den Willen der Verbandsge-
meinden zur Zusammenarbeit sowie die im Zweckverband 
herrschende Solidarität unter den Verbandsgemeinden. 
Mit dieser Haftungsregelung wird der Austritt – insbeson-
dere bei investitionsintensiven Zweckverbänden – er-
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2 Austretende Gemeinden haben keinen Anspruch 
auf Entschädigungen irgendwelcher Art. 
3 Bereits eingegangene Verpflichtungen werden 
durch den Austritt nicht berührt. 
4 Die Absätze zwei und drei gelten auch für Ge-
meinden, welche sich nicht an einer Rechtsformän-
derung beteiligen wollen. Der Zeitpunkt der Rechts-
formänderung gilt als Austrittszeitpunkt.  
5 Verbandsgemeinden, die ihre Kündigung einge-
reicht haben, deren Austritt aber noch nicht vollzo-
gen ist, sind von der Teilnahme an Abstimmungen 
über Rechtsformänderung oder Verbandsauflösung 
ausgeschlossen. Sie scheiden spätestens auf den 
Zeitpunkt der Rechtsformänderung oder der Ver-
bandsauflösung aus; die Kündigungsfrist verkürzt 
sich entsprechend. 

Bereits eingegangene Verpflichtungen werden durch den 
Austritt nicht berührt. 

schwert. Eine Verbandsgemeinde soll nicht ohne Ver-
pflichtung zur weiteren Mitfinanzierung zu einem Zeitpunkt 
austreten können, in dem eine hohe (auch von der austre-
tenden Gemeinde beschlossene) Investition anfällt.  

Der Zweckverband berechnet die jährlich fälligen Zahlun-
gen und stellt sie der austretenden Gemeinde in Rech-
nung. Statt jährlicher Zahlungen kann eine Einmalleistung 
(oder andere Zahlungskonditionen) vereinbart werden. 
Zur Abfederung der Folgen eines Austritts einer Gemeinde 
zu einem für den Zweckverband finanziell ungünstigen 
Zeitpunkt kann auch eine andere Regelung in die Statuten 
aufgenommen werden. 

Abs. 4 und 5 analog GVG aufgenommen.  

Abs. 4: Erfolgt eine Rechtsformumwandlung des Zweck-
verbands in eine andere Rechtsform, kann es sein, dass 
eine Gemeinde sich entschliesst, sich nicht mehr an der 
neuen Rechtsform beteiligen zu wollen. Für sie sollen die 
gleichen Bedingungen gelten wie bei einem Ausritt. 

Abs. 5: Diese Bestimmung ist noch in Überprüfung beim 
Gemeindeamt. Sie ist sinnvoll, weil damit verhindert wird, 
dass Gemeinden, die schon gekündigt haben und darum 
am Fortbestand des Zweckverbands kein Interesse haben 
können, weder die Auflösung noch die Rechtsformum-
wandlung verhindern können. 
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Art. 50 Auflösung 
1 Die Auflösung der GWF ist nur mit Zustimmung al-
ler Verbandsgemeinden möglich. Der Auflösungsbe-
schluss hat auch die Liquidationsanteile der einzel-
nen Gemeinden zu nennen.  
2 Bei der Auflösung der GWF bestimmen sich die Li-
quidationsanteile der Verbandsgemeinden nach ih-
ren Beteiligungen. 

Art. 51  Auflösung  

Die Auflösung des Zweckverbandes ist nur mit Zustim-
mung aller Verbandsgemeinden möglich. Der Auflösungs-
beschluss hat auch die Liquidationsanteile der einzelnen 
Gemeinden zu nennen. Diese richten sich nach dem 
Durchschnitt der Jahreswasserbezüge in den letzten drei 
Jahren. 

 

Abs. 1: In den Verbandsgemeinden bestimmen die Stimm-
berechtigten an der Urne nicht nur über die Gründung ei-
nes Zweckverbands (vgl. § 79 GG), sondern auch über 
dessen Auflösung. 

Abs. 2: Es muss geregelt werden, wie sich das Verhältnis 
der Liquidationsanteile, die den Verbandsgemeinden 
zustehen, bemisst. Weil die Gemeinden neu an der GWF 
im Verhältnis ihrer Optionen beteiligt sind, richten sich die 
Liquidationsanteile nach den Beteiligungen. 

7. Übergangs- und Schlussbestim-
mungen 7. Schlussbestimmungen 

 

Art. 51 Beitritt von Neerach 
1 Die Gemeinde Neerach tritt der GWF mit Inkrafttreten dieser Statuten neu bei. Sie leistet auf diesen Zeit-
punkt hin einen einmaligen Einkaufsbeitrag basierend auf den von ihr bestellten Optionen von 600 m3 Was-
ser pro Tag. Dabei wird der Optionspreis/m3 folgendermassen berechnet: 

 

Buchwert VV per 31.12.2018 + Investitionsausgaben «Transportleitung Reservoir Ibig bis Abgabeschacht 
Erlen» 

__________________________________________________________________________________ 

gelöste Optionen aller Verbandsgemeinden.  

 2 Die Bau- und Betriebskommission legt die genaue Einkaufssumme auf Grundlage dieser Formel fest.  

 

Die Einkaufssumme aufgrund der bestellten Optionen ist 
relativ gering. Die Bau- und Betriebskommission kann ba-
sierend auf der in den Statuten festgelegten Formel, die 
auch beim Eintritt anderer Gemeinden genutzt wurde, die 
genaue Einkaufssumme festlegen.  

Gemäss dem Technischen Bericht / Beteiligungskosten für 
die Eingliederung von Neerach in die GWF von Hetzer, 
Jäckli und Partner, dat. 19.1.2018, ist für den Beitritt auf 
den Buchwert der GWF-Anlagen zum Zeitpunkt des Ein-
tritts abzustellen. Dieser bleibt ungefähr stabil, nur die Er-
stellung der Leitung bis zum ASG Erlen wird als ausseror-
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dentliche Investition durch die jetzigen Verbandsgemein-
den erstellt. Diese ausserordentliche Investition wird zum 
heutigen Buchwert dazugezählt. Der Einkaufspreis ergibt 
sich aus dem Anlagewert geteilt durch die von den bishe-
rigen Verbandsgemeinden bei der GWF gelösten Optio-
nen. Die so berechnete einmalige Einkaufsgebühr wurde 
auch von anderen Gemeinden bei Ihrem Eintritt geleistet.  

Art. 52 Inkrafttreten 
1 Diese Statuten treten nach Zustimmung durch die 
Stimmberechtigten der Verbandsgemeinden auf den 
1. Januar 2022 in Kraft. 
2 Die Statuten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Ge-
nehmigung des Regierungsrats. 
3 Mit dem Inkrafttreten dieser Statuten werden die 
Statuten von 2010 aufgehoben.  

Art. 52  Inkrafttreten  

Diese Statuten ersetzen die Statuten vom 17. August 2005 
und treten nach Zustimmung durch die zuständigen Or-
gane der Verbandsgemeinden am 22. Juni 2011 in Kraft. 

 

Abs. 1: Auch wenn mit der vorliegenden Statutenrevision 
kein eigener Haushalt eingeführt wird, und deshalb das In-
krafttreten nicht zwingend auf Anfang eines Rechnungs-
jahrs gelegt werden muss, bietet sich das Inkrafttreten 
der neuen Statuten wie bei der GVG auf den 1. Januar 
2022 an.  

Abs. 2: Die Genehmigung des Regierungsrats ist Gül-
tigkeitsvoraussetzung für das Inkrafttreten der neuen 
Statuten. Wenn die neuen Statuten auf den 1. Januar 2022 
in Kraft treten sollen, müssten die Urnenabstimmungen in 
den Verbandsgemeinden in der ersten Jahreshälfte des 
Vorjahrs erfolgen.  

Beschlussfassung durch die Verbandsgemein-
den am … [DATUM] 

Der Präsident: 

[UNTERSCHRIFT]  

Peter Balsiger 

 Die geänderten Statuten sind vom Präsidenten und vom 
Aktuar zu unterschreiben. 
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Bestimmungen neu Bestimmungen bisher Kommentar 

 

Der Aktuar:  

[UNTERSCHRIFT]  

Yves Kubli 

Genehmigung durch den Regierungsrat des 
Kantons Zürich RRB Nr. … vom … 
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